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Europäischer Binnenmarkt und Soziale Demokratie 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat 
mit Schreiben vom 6. Juni 1989 die Große Anfrage 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkungen 

Wie schon in den Verträgen zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften festgelegt, ist die Verbesse- 
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen eines der 
wichtigsten Ziele der Gemeinschaft. Grundlage die- 
ses Konzepts und Motor des Prozesses ist die wechsel- 
seitige Wirkung zwischen ökonomischer und sozialer 
Entwicklung. Dies gilt — nach heute einhelliger Auf- 
fassung — auch für den nach den Gründungsverträ- 
gen wichtigsten Integrationsschritt, die Verwirkli- 
chung des Europäischen Binnenmarktes. Es war die 
Bundesregierung, die in ihrer Ratspräsidentschaft in 
der ersten Jahreshälfte 1988 mit Entschiedenheit die 
soziale Dimension betont hat. Erstmals wurden diese 
Fragen auf dem Gipfel von Hannover in das zentrale 
Bhckfeld der europäischen Staats- und Regierungs- 
chefs gerückt. 

Die soziale Dimension ist bereits integraler Bestand- 
teil des Binnenmarktkonzepts. Die Gewährleistung 
des freien Waren- und Kapitalverkehrs, der Nieder- 


lassungsfreiheit und der Freizügigkeit der Arbeitneh- 
mer stärkt und erweitert die Möglichkeiten für eine 
freie Entfaltung der Bürger. Der Binnenmarkt ver- 
stärkt die Chancen für mehr Wachstum und damit für 
mehr Beschäftigung und ist insoweit schon selbst eine 
soziale Tat. Dynamischer Wettbewerb wird dafür sor- 
gen, daß die Vorteile des Binnenmarktes allen sozia- 
len Schichten in Form höherer Realeinkommen zu- 
gute kommen. Mehreinnahmen der öffentlichen 
Haushalte tragen dazu bei, daß soziale Sicherungssy- 
steme in den Mitghedstaaten auch in Zukunft in dem 
notwendigen Maße leistungsfähig bleiben. Der ver- 
stärkte Innovations- und Investitionswettbewerb wird 
die wirtschaftlichen und sozialen Chancen auch für 
die Zukunft sichern. 


Die Einlösung der sozialpolitischen Zielsetzungen der 
Gemeinschaft erfordert nach Auffassung der Bundes- 
regierung aber auch darüber hinausgehende Maß- 
nahmen. Hierzu zählen etwa eine auf größere Konver- 
genz gerichtete Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft, 
die Gewährleistung grundlegender sozialer Rechte, 
Maßnahmen im Bereich der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung, die Festlegung von Mindeststandards 
zur Verbesserung der Arbeitsumwelt oder der effi- 
ziente Einsatz der Strukturfonds. 
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Die Bundesregierung weiß sich mit den Sozialpart- 
nern einig, daß die europäische Sozialpolitik in den 
Bereichen ansetzen muß, in denen konkrete Ergeb- 
nisse möglich sind, auf die sich die EG als Ganzes 
einigen kann. Daher hat sich die deutsche EG -Prä- 
sidentschaft im Sozialbereich vor allem auf Maßnah- 
men zur Verbesserung des Arbeitsschutzes konzen- 
triert. Hier gibt es nicht nur besonderen Handlungs- 
bedarf, sondern auch mit Artikel 118 a EWG- Vertrag 
ein geeignetes neues Rechtsinstrument, um Mindest- 
vorschriften zur Verbesserung der Arbeitsumwelt mit 
qualifizierter Mehrheit zu verabschieden. Sie ermög- 
hchen es Mitgliedstaaten mit hohen Standards, wei- 
tergehende Vorschriften beizubehalten oder zu erlas- 
sen, zwingen andererseits Mitghedstaaten mit niedri- 
geren Standards nicht, sich sofort an diese hohen Nor- 
men anzupassen. Wo es darum geht, produktbezo- 
gene technische Vorschriften zum Abbau von Han- 
delshindemissen anzugleichen, wo also abschlie- 
ßende, bindende Regelungen getroffen werden müs- 
sen, ist entsprechend den Regelungen des EWG-Ver- 
trages von einem hohen Schutzniveau auszugehen. 

Vor diesem Hintergrund ist auch die aktuelle Diskus- 
sion über die Festlegung grundlegender sozialer 
Rechte zu sehen. Auch hier kommt es darauf an, kon- 
krete, für die europäischen Arbeitnehmer wirküch 
spürbare Verbesserungen zu erreichen. Die Bundes- 
regierung unterschätzt keineswegs Wert und Bedeu- 
tung politischer Absichtserklärungen in diesem Be- 
reich. Ein rechtlich aber unverbindlicher Katalog von 
Programmsätzen dürfte zentrale Erwartungen von Ar- 
beitnehmern tmd Gewerkschaften enttäuschen. Des- 
halb wird sich die Bundesregierung in engem Kontakt 
mit den Sozialpartnern dafür einsetzen, eine Reihe 
konkreter, rechtiich verbindhcher und einklagbarer 
Mindestregelimgen einzuführen. Dabei legt sie gro- 
ßen Wert darauf, daß in der Gemeinschaft einver- 
nehmhch verfahren wird. 

Nicht alle Bereiche der sozialen Sicherung eignen sich 
zur Harmonisierung. Vor allem die in Jahrzehnten 
gewachsenen Systeme der sozialen Sicherung, aber 
auch Teile der sehr unterschiedhchen Arbeitsrechts- 
systeme entziehen sich raschen Angleichungen. 
Hierzu besteht auch kein Bedarf. Europas Stärke hegt 
in seiner Vielfalt, auch im sozialen Bereich. Ein Über- 
maß an Bürokratie und Zentrahsmus, wie es in man- 
chen Kommissionsvorschlägen zum Ausdruck kommt, 
wäre hier eher kontraproduktiv. Auch bei den Harmo- 
nisierungsbemühungen im EG-Bereich ist daher der 
Gedanke der Subsidiarität zu berücksichtigen. Wich- 
tig ist es allerdings, die imterschiedhchen Sozialversi- 
cherungssysteme weiterhin so zu koordinieren, daß 
für die Arbeitnehmer, die die Freizügigkeit in An- 
spruch nehmen, keine Nachteile entstehen. 

Die Sohdarität mit den in der Entwicklung zurückhe- 
genden Regionen ist ein unverzichtbarer Teil der so- 
zialen Dimension des Binnenmarktes. Dem dienen die 
drei großen EG-Strukturfonds, deren Finanzausstat- 
tung bis 1992 real verdoppelt wird. Diese Sohdaritäts- 
anstrengung wird für die Bundesrepubhk Deutsch- 
land zu erhebhchen finanzieUen Mehrbelastungen 
führen, die aUen weiteren Transferleistimgen enge 
Grenzen setzen. 


Für die Verwirkhchxmg des europäischen Binnen- 
marktes ist die Zustimmimg der Tarifparther unver- 
zichtbar. Auch deshalb kommt dem sozialen Dialog 
eine hohe Bedeutung zu. Die Bundesregierung be- 
grüßt daher, daß die Kommission diesen Dialog zu 
Beginn des Jahres wiederbelebt hat. Eines der Felder, 
auf denen dieser Dialog fruchtbar werden könnte, ist 
die Erarbeitung konkreter sozialer Grundrechte. Es 
wäre ein großer Erfolg, wenn Arbeitgeber und Ge- 
werkschaften über die Beschlüsse des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses hinaus zu Vereinbarungen auf 
europäischer Ebene über, möghcherweise nur we- 
nige, aber konkrete soziale Mindestnormen kommen 
könnten, auf deren Grundlage der europäische Ge- 
setzgeber einen Richthnienvorschlag beraten und 
verabschieden könnte. 

/. Europäischer Sozialraum 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der 
Schaffung eines europäischen Sozialraums gleichzei- 
tig mit der Vollendung des Binnenmarktes schon des- 
halb höchste Priorität einzuräumen ist, weil die Römi- 
schen Verträge vorwiegend wirtschaftlich orientiert 
sind und sozialpolitische Orientierungen bisher nur 
aus den wirtschaftlichen Maßnahmen zur Errichtung 
des gemeinsamen Marktes abgeleitet wurden? 

Unter dem Begriff eines europäischen Sozialraumes 
versteht die Bundesregierung den — auf absehbare 
Zeit nicht erreichbaren — Endzustand einer weitge- 
henden Harmonisierung des europäischen Arbeits- 
und Sozialrechts. Diese ist zu unterscheiden von der 
sozialpolitischen Ausgestaltung des bis 1993 zu er- 
richtenden Binnenmarktes (soziale Dimension), bei 
der aktueller Handlungsbedarf besteht (vgl. Vorbe- 
merkungen). 

Schwerpunkt dieser Aufgaben sind Maßnahmen zur 
Sicherheit und zum Gesundheitsschutz am Arbeits- 
platz. Hier besteht im Hinbhck auf die sehr unter- 
schiedhchen Schutzstandards eine besondere Not- 
wendigkeit für Harmonisierung. Die Einheithche Eu- 
ropäische Akte hat zudem mit Artikel 118 a EWG- 
Vertrag die erforderhchen Instrumente geschaffen. 
Die Bundesrepubhk Deutschland konnte in ihrer Rats- 
präsidentschaft im ersten Halbjahr 1988 bereits bei 
wichtigen Richthnienvorschlägen nach Artikel 118a 
EWG-Vertrag Beratungserfolge erzielen und hat im 
Rahmen der erstmals durchgeführten Troika- Abspra- 
che mit den nachfolgenden Präsidentenschaften Grie- 
chenlands und Spaniens die Weichen für die weitere 
konsequente Beratung der Vorschläge zum Arbeits- 
schutz stehen können. 

Die nächste größere Aufgabe bei der Ausgestaltung 
der sozialen Dimension wird die Formuherung eine 
Reihe grundlegender sozialer Rechte sein. Hier setzt 
sich die Bundesregierung mit Nachdruck für rechtiich 
verbindhche, möghchst konkret formuherte einklag- 
bare Rechte ein. 


2. Wie definiert die Bundesregierung den Begriff eines 
europäischen Sozialraumes, welche Weiterentvrick- 
lungen nationaler Sozialrechtsvorschiif ten hält sie zur 
Schaffung des europäischen Sozialraums im einzel- 
nen für erforderlich, und soll sich der Sozialraum auch 
auf den Verbraucherschutz erstrecken? 
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Zur Definition des Begriffes des europäischen Sozial- 
raumes wird auf die Antwort zu Frage LI verwiesen. 

Hinsichtlich der Weiterentwicklung nationaler Sozial- 
rechtsvorschriften zeigt sich folgender Zusammen- 
hang: Der keineswegs rasch durchführbare Prozeß 
der wirtschaftlichen und sozialen Anpassung der zur 
Zeit noch nicht so weit entwickelten Mitgliedstaaten 
wird dazu führen müssen, daß die Weiterentwicklung 
der sozialen Bedingungen in der Bundesrepublik 
Deutschland langsamer voranschreiten muß als in den 
Ländern, die in dem Aufholprozeß stehen. 

Die Weiterentwicklung nationaler Sozialrechtsvor- 
schriften wird, soweit sie für die Ausgestaltung der 
sozialen Dimension erforderlich ist, im Rahmen der 
Umsetzung von Gemeinschaftsregelungen erfolgen. 
Es ist in der Regel nicht absehbar, wie diese zukünftig 
im Detaü aussehen werden. Vorweggenommene An- 
passungen innerstaatlichen Rechts sind deshalb nicht 
sinnvoll. 

Grundsätzlich ist jedoch der Anpassungsbedarf bei 
den nationalen Regelungen in den Fällen eher gering, 
in denen auf Gemeinschaftsebene Mindestvorschrif- 
ten vereinbart werden, die unter den sozialen Stan- 
dards der weiterentwickelten Mitgliedstaaten wie 
z. B. der Bundesrepublik Deutschland liegen und die 
die dort geltenden weitergehenden Regelungen un- 
berührt lassen. Dies güt insbesondere für den Arbeits- 
schutz, wo Artikel 118 a EWG-Vertrag das Harmoni- 
sierungsinstrument der Mindestvorschriften aus- 
drücklich vorsieht. Diese Harmonisierung in Einzel- 
schritten sollte nach Auffassung der Bundesregierung 
als ein Grundprinzip für den sozialen Fortschritt in 
Europa generell genutzt werden. Dementsprechend 
sollten einvernehmlich auch eine Reihe konkreter 
rechtlich verbindlicher Mindestregelungen formuliert 
werden. 

Verbraucherschutz, also Schutz des privaten Endver- 
brauchers mit dem Ziel der Stärkung seiner Marktpo- 
sition und der Wahrung des Verbraucherinteresses, ist 
ein wichtiges Element der Verbraucherpolitik. Die 
Bundesregierung begreift Verbraucherpolitik im we- 
sentlichen als einen Bestandteü der Wirtschaftspolitik. 
Hieraus folgt, daß Verbraucherschutz im europäi- 
schen Wirtschaftsraum angesiedelt ist. Diese Position 
berücksichtigt im besonderen Maße die davon sich 
unterscheidende Zielsetzung für die Schaffung einer 
sozialen Dimension des Binnenmarktes, wie sie in den 
Vorbemerkungen beschrieben ist. 

Zum Abschluß der ersten Nationalen Europakonfe- 
renz am 7. Dezember 1988 erklärte der Bundeskanz- 
ler, „daß der Binnenmarkt ohne die Verwirklichung 
seiner sozialen Dimension unvollständig wäre". Diese 
Nebeneinanderstellung läßt zwar die Gleichrangig- 
keit der Zielkataloge erkennen; sie macht aber auch 
deutlich, daß es sich um Begriffe handelt, die verschie- 
denen — auch im EWG-Vertrag getrennt behandelten 
— Politiken zugeordnet sind, nämlich der Wirtschafts- 
politik einerseits und der Sozialpolitik andererseits. 

Selbstverständlich bringt eine zeitgemäße Verbrau- 
cherpolitik auch soziale Komponenten zum Tragen. 
Es kann aber weder Aufgabe noch Zielsetzung des 
Verbraucherschutzes sein, sich für alle gesellschaftli- 
chen und sozialen Probleme deswegen zuständig zu 


erklären, weil jeder Mensch irgendwann auch Ver- 
braucher ist. 

Im übrigen wird auf die Antwort zur Frage 1.6 hinge- 
wiesen. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung, zugunsten einer 
weitgehenden Harmonisierung von Sozialrechtsvor- 
schriften auf EG -Ebene die gesetzlichen Grundlagen 
sozialer Sicherheit auf nationaler Ebene zu verän- 
dern? 

Harmonisierungen sozialer Standards setzen voraus, 
daß das in den weiterentwickelten Mitgliedstaaten 
erreichte Niveau gewahrt bleibt. Auf diesen Grund- 
satz haben sich die Regierungschefs der Mitgliedstaa- 
ten auf dem Gipfel von Hannover festgelegt. Er güt 
ebenso für die Systeme der sozialen Sicherheit. Ange- 
sichts der Unterschiedlichkeit dieser Systeme und des 
erforderlichen enormen finanziellen Aufwandes 
(Schätzungen im Europäischen Parlament: 1 000 Mrd. 
DM Mehrkosten jährlich) zur Harmonisierung auf 
dem in der Bundesrepublik Deutschland erreichten 
hohen Niveau ist eine Angleichung hier nur sehr lang- 
fristig möglich und kann allenfalls am Ende des euro- 
päischen Integrationsprozesses stehen. 

Für Änderungen der gesetzlichen Grundlagen der so- 
zialen Sicherheit auf nationaler Ebene kann deshalb 
die Frage eventueller späterer EG-Harmonisienmg 
zunächst keine entscheidende Rolle spielen. Hinzu 
kommt, daß Art und Umfang künftiger Harmonisie- 
rungsmaßnahmen auf EG-Ebene in keinem Bereich so 
konkret vorhersehbar sind, daß — quasi im Vorgriff 
auf eine erst später notwendige Umsetzung — bereits 
jetzt nationales Recht geändert werden könnte. 

Allerdings wird es auch unter Wahrung der nationa- 
len Eigenständigkeit sinnvoll sein, bei der Weiterent- 
wicklung der Sozialversichenmgssysteme eine Kon- 
vergenz der Ziele anzustreben und damit zukünftig 
doch zu gewissen Übereinstimmungen in den Sozial- 
versicherungssystemen zu kommen. Hierzu dürften 
allein schon die in Europa allenthalben auf tretenden 
demographischen Probleme (z. B. die wachsende 
Überalterung der Bevölkerung) beitragen. 

4. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß 
der hohe Ausbüdungsgrad der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer einer der maßgeblichen Standort- 
vorteile für die Bundesrepublik Deutschland ist, vmd 
ist sie bereit, geeignete Maßnahmen zur Steigenmg 
und Differenzierung der Ausbildung der Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer zu ergreifen, um diesen 
Standortvorteü zu erhalten und auszubauen? 

Wenn ja, welche konkreten Maßnahmen gedenkt sie 
im einzelnen vorzuschlagen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das dif- 
ferenzierte und leistungsfähige Berufsbüdungssystem 
der Bundesrepublik Deutschland ein im internationa- 
len Vergleich hohes Qualifikationsniveau der großen 
Mehrzahl der Erwerbstätigen ermöglicht. Im Zusam- 
menhang mit der Verwirklichung des europäischen 
Binnenmarktes 1993 wird es besonders wichtig sein, 
den hohen Stand der beruflichen Qualifikation in der 
Bundesrepublik Deutschland zu sichern, von dem die 
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Wettbewerbsposition des Standorts BundesrepubÜk 
Deutschland und die Chancen deutscher Fachkräfte 
auf dem europäischen Arbeitsmarkt wesentiich be- 
stimmt werden. 

Die Bundesregierung wird an ihrer bewährten Berufs- 
bildungspohtik festhalten, um die Quahtät der dualen 
Ausbildung zu erhalten und weiterzuentwickeln. 
Dazu werden u.a. folgende Maßnahmen beitragen: 

— die Modernisierung der Ausbildungsordnungen; 

— die Straffung des Neuordnungsverfahrens, um die 
Anpassung der Ausbildung an gewandelte Anfor- 
derungen zu beschleunigen; 

~ die Förderung der Weiterbildungsbereitschaft und 
-fähigkeit der Fach-, aber auch der Führungs- 
kräfte, insbesondere aus kleinen und mittleren Un- 
ternehmen; 

— die Sicherung eines quantitativ ausreichenden und 
quahtativ hochstehenden Aus- und Weiterbil- 
dimgsangebots im Bereich der Klein- und Mittel- 
betriebe, insbesondere des Handwerks, durch die 
Förderung überbetriebhcher Lehrhngsunterwei- 
sungen in Ausbildungsstätten; 

— die Förderung der Berufsausbildung benachteilig- 
ter Jugendlicher; 

— die Entwicklung und Erprobung von Ausbildungs- 
berufen im Rahmen des Berufsbildungsgesetzes, 
die stärker praxisorientiert sind und Jugendhchen, 
die trotz aller Förderung an den theoretischen An- 
forderungen der bisher anerkannten Ausbildungs- 
berufe scheitern, eine Ausbildung ermöghchen 
und ihnen die Beschäftigungsrisiken ungelernter 
Arbeitskräfte ersparen; 

— die Förderung besonderer Leistungen und heraus- 
ragender Begabungen in der Berufsbildung; 

— die Erweiterung des Berufswahlspektrums für junge 
Frauen durch entsprechende Benifswahlvorberei- 
tung und gezielte Information und Beratung beim 
Übergang von der Schule in die Berufsbildung; 

— die Unterstützung von Arbeiten auf EG-Ebene, die 
das Ziel haben, berufliche Befähigungsnachweise 
der Mitghedstaaten vergleichend zu beschreiben, 
um damit ihre Verwendbarkeit für Bewerbungen 
auf Arbeitsplätze in anderen Mitghedstaaten und 
die Chancen der deutschen Fachkräfte auf dem 
europäischen Arbeitsmarkt zu verbessern. 

5. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß das im 
Vergleich zu anderen Industrieländern höhere Maß 
an sozialer Stabüität im wesentUchen auf im Laufe von 
Jahrzehnten erkämpften Arbeitnehmerrechten und 
sozialen Sicherungen beruht und für die Bundesrepu- 
blik Deutschland einen entscheidenden Standortvor- 
teil darstellt, imd ist sie bereit, sich für den Erhalt und 
den Ausbau dieser Rechte einzusetzen? 

Sozialstaatiiche und ökonomische Entwicklung der 
BundesrepubÜk Deutschland haben sich in den ver- 
gangenen Jahrzehnten ergänzt und wechselseitig sti- 
muüert. Das hohe Niveau der sozialen Sicherung ist 
einerseits Ergebnis des ökonomischen Erfolges, zu- 
gleich aber auch Voraussetzung einer weiteren Siche- 


rung unserer wirtschaftüchen Spitzenposition. Sozial- 
partnerschaftüche Beziehungen, Mitverantwortung 
und friedüche Konfliktaustragungen zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern sind nur auf der Grund- 
lage eines entwickelten Sozialstaates denkbar. Sie 
stellen entscheidende Standortvorteile der Bundesre- 
pubÜk Deutschland dar. 

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, das erreichte 
hohe Niveau sozialer Sicherung im Zuge der weiteren 
europäischen Integration zu festigen und im Rahmen 
der finanzieUen Mögüchkeiten fortzuentwickeln. 

6. Hält die Bundesregierung die Einheitiichkeit der Vor- 
schriften über Arbeitsbeziehungen, Arbeitsbedingun- 
gen imd Verbraucherschutz für vorrangig, oder will 
sie sich dafür einsetzen, den bestehenden Standard in 
der BundesrepubÜk Deutschland zu erhalten und po- 
sitiv für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
Verbraucherinnen und Verbraucher weiterzuentwik- 
keln? 

Im EWG- Vertrag ist der Poütikbereich, der sich mit den 
„Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitskräfte" 
befaßt, im Kapitel „Sozialvorschriften" unter der Über- 
schrift „Sozialpoütik" geregelt (Artikel 117 bis 122). 
Der Verbraucherschutz hingegen wird in dem die An- 
gleichung der Rechtsvorschriften behandelnden Arti- 
kel 100a EWG-Vertrag zusammen mit den Bereichen 
Gesundheit, Sicherheit und Umweltschutz erwähnt. 
Daraus geht hervor, daß im EWG-Vertrag eine „Ein- 
heitüchkeit der Vorschriften über Arbeitsbeziehungen, 
Arbeitsbedingungen und Verbraucherschutz" bewußt 
nicht in Erwägung gezogen worden ist. Für diese An- 
sicht spricht u.a. auch die Tatsache, daß im Wirtschafts- 
und Sozialausschuß die Verbrauchervertreter der 
Gruppe „Verschiedene Interessen" imd nicht der 
Gruppe „Arbeitnehmer" zugerechnet werden (vgl. Ar- 
tikel 193 Abs. 2 EWG-Vertrag). 

Die Trennung der Rolle des Arbeitnehmers von der 
des Verbrauchers ist nach Auffassung der Bundesre- 
gierung folgerichtig; denn das Verbraucherinteresse 
weicht zumeist von dem Interesse dessen ab, der bei 
der Schaffung des Güter- oder Dienstleistungsange- 
botes mitwirkt, sei es als Produzent oder als produzie- 
render Arbeitnehmer. Nicht selten besteht sogar ein 
Konflikt zwischen dem Verbraucher- und dem Arbeit- 
nehmerinteresse. 

Die Bundesregierung hält daher eine Einheitiichkeit 
der Vorschriften über Arbeitsbeziehungen, Arbeits- 
bedingungen und Verbraucherschutz weder für reaü- 
stisch noch für genereU erstrebenswert. Entscheidend 
ist nach ihrer Überzeugung, daß sowohl die dem 
Schutz der Arbeitnehmer und ihrer Rechte dienenden 
grundlegenden nationalen Regelungen als auch der 
Verbraucherschutz in der BundesrepubÜk Deutsch- 
land erhalten bleiben und im Rahmen des Mögüchen 
weiterentwickelt werden. 

Die Bundesregierung hält es in überschaubarer Zu- 
kunft nicht für erreichbar, die Vorschriften über Ar- 
beitsbeziehimgen und Arbeitsbedingungen innerhalb 
der EG umfassend zu vereinheitüchen. Sie erkennt 
hierfür auch keine Notwendigkeit. Regionale Unter- 
schiede in den Arbeitsbedingungen hat es auch inner- 
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halb der Mitghedstaaten seit je gegeben. Die Vielfalt 
ist Grundlage und Chance der internationalen Ar- 
beitsteilung. Dennoch ist zumindest langfristig eine 
schrittweise Heranführung der weniger entwickelten 
Mitghedstaaten an die sozialen Standards der ande- 
ren erforderhch. Die Bundesregierung setzt sich des- 
halb für die Schaffung sozialer Grundrechte in der 
Gemeinschaft ein, durch die ein Mindestmaß an Über- 
einstimmung bei den Arbeitsbedingungen verbind- 
hch geregelt und die Grundlage für eine weitere 
schrittweise Angleichung geschaffen wurde. Harmo- 
nisierungen werden somit nicht zur Einschränkung 
des in der Bundesrepubhk Deutschland erreichten Ni- 
veaus sozialer Rechte führen. 

Die in der Fragestellung angedeutete Schlußfolge- 
rung, daß Harmonisierung einerseits und Sicherung 
oder Verbesserung sozialer Standards andererseits 
sich einander ausschheßende Alternativen seien, ist 
falsch. Die Bundesregierung sieht in der Vollendung 
des Binnenmarktes grundsätzlich kein Hindernis für 
eine Weiterentwicklung des erreichten Niveaus der 
Arbeitsbedingungen in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land. Sie geht jedoch davon aus, daß diese Weiterent- 
wicklung langsamer als bisher erfolgen muß, um den 
weniger weitentwickelten Mitghedstaaten die Mög- 
lichkeit zum Aufholen zu geben. 

Für den in diesem Zusammenhang wichtigen Bereich 
der Mitbestimmung auf Untemehmensebene ist zu 
ergänzen; 

Die Bundesregierung läßt, auch gegenüber den übri- 
gen EG-Mitghedstaaten, keine Zweifel daran, daß bei 
einer Harmonisierung des Rechts innerhalb der EG für 
die Bundesrepubhk Deutschland die Erhaltung des 
bei ihr bestehenden hohen Mitbestimmungsstandards 
nicht in Frage gesteht werden darf. 


7, Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergrif- 
fen oder wird sie ergreifen, um die sozialpolitischen 
Ziele der EG -Kommission realisieren zu helfen? 

Nach dem EWG -Vertrag hegt das Initiativrecht für 
gemeinschaftliche Maßnahmen allein bei der EG- 
Kommission. Die nationalen Regierungen können de- 
ren Zielvorstellungen fördern und durch Ratsent- 
scheidungen verwirkhchen helfen. Häufig jedoch be- 
dürfen Kommissionsvorschläge einer eingehenden 
und langwierigen Beratung in den zuständigen Gre- 
mien (Ministerrat, Europäisches Parlament und Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß), in denen insbesondere 
die Belange der Mitghedstaaten eingebracht werden. 
Die Bundesregierung und die EG-Kommission haben 
allerdings bei den entscheidenden Weichenstellun- 
gen in der deutschen Ratspräsidentschaft, insbeson- 
dere den Beschlüssen des Brüsseler Sondergipfels 
über die reale Verdopplung der Mittel für die Struk- 
turfonds und des Gipfels in Hannover, der die soziale 
Dimension des Binnenmarktes heraussteUte, eng zu- 
sammengearbeitet. 

Die Vorstellungen der EG-Kommission zur sozialen 
Dimension des Binnenmarktes sind zur Zeit in vielen 
Punkten noch nicht erkennbar. Das Arbeitsdokument 
der Kommission enthält, wie in der Einleitung der 
Großen Anfrage selbst bestätigt wird, wenig konkrete 


Zielvorstellungen und auch keine zeithchen Vorga- 
ben. Es wird darum gehen — auch aufbauend auf dem 
Arbeitsdokument der Kommission — , in Diskussionen 
mit Kommission und Rat weitere konkrete Ziele her- 
auszuarbeiten und Prioritäten festzulegen. Hierbei 
muß es nach Auffassung der Bundesregierung insbe- 
sondere darum gehen, entsprechend den konkreten 
Erfolgen im Bereich des Arbeitsschutzes, sich auf die 
Bereiche zu konzentrieren, in denen den Mitghed- 
staaten eine Einigung erfolgversprechend erscheint. 
Dies schheßt Harmonisierungsvorhaben im Bereich 
des Sozialversicherungsrechtes ebenso aus wie den 
Versuch, bürokratische und perfektionistische Rege- 
lungen im Bereich des Arbeitsrechts zu schaffen. 

Vorstellungen der EG-Kommission, zur Schaffung so- 
zialer Grundrechte zunächst eine sehr umfassende, 
aber unverbindliche politische Erklärung zu formulie- 
ren, bergen aus Sicht der Bundesregierung die Gefahr 
in sich, daß sie wegen der Vielzahl bedeutsamer und 
politisch schwieriger Rechtsbereiche (insbesondere 
Umwelt- und Verbraucher schütz) die Verabschie- 
dung konkreter, rechtlich verbindlicher einklagbarer 
Mindestregelungen erheblich erschweren. Bei dieser 
wichtigen Aufgabe der Gemeinschaft im Bereich der 
Sozialpolitik bedarf es deshalb noch besonderer An- 
strengungen, um zu einer für alle Beteihgten akzep- 
tablen Lösung zu gelangen. 

8. Wird die Bundesregierung sich für die Vorlage eines 
Weißbuchs der Kommission zur Verwirklichung eines 
europäischen Sozialraumes einsetzen? 

Die Bundesregierung unterstützt Anregungen an die 
EG-Kommission, ihre im Arbeitsdokument vom Sep- 
tember 1988 grob skizzierten Vorstellungen zu kon- 
kretisieren und mit einem Zeitplan zu versehen, der 
eine Richtschnur für die Arbeiten der nächsten Jahre 
sein kann. 

Notwendigkeit und Erfolg einer festen Vorhabenspla- 
nung lassen sich nicht nur am Weißbuch für den Bin- 
nenmarkt deutlich machen. Auch die Ergebnisse der 
unter deutscher Ratspräsidentschaft im 1. Halbjahr 
1988 erstmals erfolgten Troika- Absprache (der amtie- 
renden Ratspräsidentschaft mit den beiden nachfol- 
genden) bestätigten diese. Die Bundesrepublik 
Deutschland hatte zusammen mit Griechenland und 
Spanien ein anspruchsvolles Vorhabenprogramm im 
Arbeitsschutz aufgegriffen und Schritt für Schritt kon- 
sequent und zielgerichtet verwirklicht. Dies zeigt, daß 
eine mittelfristige, auf eine überschaubare Zahl von 
Vorhaben gerichtete Aufgabenplanung durchaus 
nützlich sein kann. 


9. Wird die Bundesregierung unter Berücksichtigung 
der sozialpolitischen Ziele der EG-Kommission ein 
daran orientiertes nationales sozialpoUtisches Pro- 
gramm vorlegen? 

Wenn ja, wann? 

Auch wenn die sozialpolitischen Ziele der EG-Kom- 
mission näher festgelegt sein werden und dem Rat in 
Form von Vorschlägen zugeleitet sind, kommt es dar- 
auf an, die Zustimmung des Rates zu erhalten, um sie 
auf Gemeinschaftsebene zu realisieren. Soweit eine 
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Umsetzung auf nationale Ebene erforderlich ist, ge- 
schieht dies. 

Selbstverständlich orientiert die Bundesregierung 
auch innerstaatliche sozialpolitische Entscheidungen 
an Fakten, gesicherten Prognosen und absehbaren 
politischen Entwicklungen der europäischen Gemein- 
schaft. Eine generelle Bereitschaft aber, auch schon 
vage sozialpolitische Ziele der EG -Kommission zur 
Vollendung des Binnenmarktes ungeachtet ihrer Rea- 
lisierungschancen grundsätzlich innerstaatlich zu be- 
rücksichtigen, besteht bei der Bundesregierung eben- 
sowenig wie bei den Regierungen anderer Mitglied- 
staaten. 

Andererseits würde eine vorschnelle Verabschiedung 
umfassender nationaler sozialpolitischer Programme 
mit europapolitischer Ausrichtung die für die Arbeit 
des Ministerrats erforderhche Flexibihtät einschrän- 
ken und wäre somit europapolitisch eher kontrapro- 
duktiv. 

Im übrigen wird auf die Antwort zur Frage 1.7 verwie- 
sen. 

10. In welcher Weise wird die Bundesregierung zur De- 
finition sozialer Grundrechte auf Gemeinschafts- 
ebene beitragen? Beabsichtigt die Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang, die grundlegenden Nor- 
men der ILO und der Europäischen Sozialcharta zur 
Gewerkschaftsfreiheit, Koalitionsfreiheit, Mindest- 
urlaub, Kündigungsschutz und Arbeitsschutz zur 
Definitionsgrundlage zu machen? 

Zu den grundsätzlichen Vorstellungen der Bundesre- 
gierung zur Formulierung sozialer Grundrechte wird 
auf die einleitenden Ausführungen verwiesen. Die 
Bundesregierung hat sich seit geraumer Zeit auf na- 
tionaler und Gemeinschaftsebene für grundlegende 
Mindestregelungen der Gemeinschaft eingesetzt. Sie 
verkennt nicht die Schwierigkeiten mancher Mit- 
gliedstaaten, schon jetzt konkrete verbindliche Min- 
destregelungen zu vereinbaren, sieht diese aber als 
ein wichtiges Ziel für die Sozialpolitik der Gemein- 
schaft an. Eine politische noch unverbindliche Erklä- 
rung könnte jedoch ein erster Schritt sein. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß die EG-Kommis- 
sion am 17, Mai den Vorentwurf einer „Charta grund- 
legender sozialer Rechte'' vorgelegt hat. Dieser Ent- 
wurf bedarf der eingehenden Beratung. Die Bundes- 
regierung wird sich dafür einsetzen, daß sich die von 
der Kommission angestrebte „feierliche Erklärung" 
auf wichtige und gemeinschaftlich konsensfähige 
Arbeitnehm err echte beschränkt. Die Bundesregie- 
rung hat hierin mit Frankreich, das im 2. Halbjahr 
1989 die EG-Ratspräsidentschaft übernimmt, be- 
reits eine grundsätzliche Übereinstimmung erzielen 
können. 

Grundsätzlich eignen sich verschiedene der inzwi- 
schen 168 Übereinkommen der Internationalen Ar- 
beitsorganisation (IAO) als Grundlage zur Formulie- 
rung sozialer Mindestrechte in der EG. Hierbei ist ins- 
besondere an die Übereinkommen über die Vereini- 
gungsfreiheit und das Vereinigungsrecht, das Recht 
zu Kollektivverhandlungen, das Verbot der Zwangs- 
arbeit und die Gleichheit des Entgeltes sowie auch an 


andere Übereinkommen wie z.B. das über das Min- 
destalter für die Zulassung zur Beschäftigung zu den- 
ken. 

Da die Überwachung der Einhaltung ratifizierter 
Übereinkommen der IAO und die gerichtliche Über- 
prüfung von EG-Recht sehr unterschiedhch sind, ist 
weder die Übernahme von IAO- Übereinkommen 
noch eine unveränderte Verwendung der einzelnen 
Formulierungen möghch. 

Dies gilt auch für die Europäische Sozialcharta des 
Europarates. 

Ansonsten wäre nicht auszuschließen, daß solche 
Rechte entweder völlig unverbindlich blieben oder 
daß ihre Ausfüllung im Einzelfall dem Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften überlassen würde. 

Zu den im einzelnen in Betracht kommenden Rechten 
vgl. die Antwort zur Frage V.6. 


11, Wird die Bundesregierung sich dafür einsetzen, die 
fünf verbraucherpolitischen Grundrechte — defi- 
niert nach dem EG-Ratsbeschluß vom 14. April 1975 
— in den Kanon der sozialen Grundrechte auf EG- 
Ebene zu integrieren? 

Die meist als „Verbraucherpolitische Grundrechte" 
bezeichneten „fünf fundamentalen Rechte" zur Wah- 
rung der Interessen der Verbraucher haben ihre Billi- 
gung und Anerkennung durch die Ratsentschheßun- 
gen vom 14. April 1975 und 19. Mai 1981 betreffend 
das erste und das zweite Programm der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft für die Politik zum Schutz 
und zur Unterrichtung der Verbraucher gefunden. 
[Wegen der Bedeutung und des Charakters dieser 
„Grundrechte" wird auf die Antwort der Bundesregie- 
rung zu den Fragen 1.4 und 5 der Kleinen Anfrage der 
Fraktion der SPD „Verbraucherpolitik und Europäi- 
scher Binnenmarkt" (Drucksache 11/4106) verwiesen.] 

Die Beratende Versammlung des Europarates hat 
schon am 17. Mai 1973 eine Verbraucherschutz- 
Charta beschlossen, in der die gleichen Verbraucher- 
rechte aufgeführt sind. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß soziale 
Grundrechte auf rechtlich verbindliche Arbeitneh- 
merrechte, die möglichst konkret formuhert sind, be- 
schränkt werden sollten. Eine Vermischung von so- 
zialpolitischen und verbraucherpohtischen Fragen 
sollte generell vermieden werden (vgl. auch die Ant- 
worten zu den Fragen 1,2 und 1.6). 

//. Rechtsgrundlagen für eine europäische Sozialpolitik 

1 . Wie bewertet die Bundesregierung die programmati- 
schen Grundaussagen der Präambel und des Artikels 
117 der Römischen Verträge, es sei die Besserung der 
Lebens- und Beschäftigungsbedingungen auf dem 
Wege des Fortschritts anzustreben, und welche Kon- 
sequenzen zieht sie daraus für die Gestaltung eines 
europäischen Sozialraums auf nationaler und auf EG- 
Ebene? 
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Diese Grundaussagen der Präambel des EWG- Vertra- 
ges und des Artikels 117 EWG- Vertrag sind für die Bun- 
desregierung immer schon der Ausgangspunkt für eine 
soziale Komponente der Europäischen Gemeinschaften 
gewesen. Sie bestimmen auch die Politik der Bundesre- 
gierung bei der Ausgestaltung einer sozialen Dimen- 
sion des Binnenmarktes (vgl. einleitende Bemerkun- 
gen). Dabei legt die Bundesregierung besonders Wert 
darauf, daß Harmonisierungen nicht zur Verschlechte- 
rung sozialer Standards führen dürfen. Dies haben die 
europäischen Regierungschefs auf dem Gipfel von 
Hannover im Juni 1988 bekräftigt. Die Wirtschaftsver- 
fassung der Bundesrepublik Deutschland, insbeson- 
dere die mit der sozialen Marktwirtschaft geschaffene 
Einheit von Freiheit des Marktes und sozialem Aus- 
gleich, könnte ein Modell für die weitere Entwicklung 
der Gemeinschaft sein. Auf nationaler Ebene hat die 
Bundesrepublik Deutschland als einer der wirtschaft- 
hch und sozial am weitesten entwickelten Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft den programmatischen sozialpo- 
litischen Forderungen des EWG- Vertrages längst Rech- 
nung getragen. 

Die Heranführung der in wirtschaftiicher und sozialer 
Hinsicht weniger entwickelten Mitgliedstaaten an das 
in der Gemeinschaft z.T. bereits erreichte soziale Ni- 
veau kann jedoch nicht sofort und allein aus eigener 
Kraft dieser Mitgliedstaaten erfolgen. Sie muß schritt- 
weise — insbesondere mit Hilfe des Instruments der 
Mindestvorschriften — und mit solidarischen Maß- 
nahmen der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten 
vor sich gehen. Diese Maßnahmen, die die Gemein- 
schaft insbesondere durch die bis 1992 enorm ver- 
stärkten Strukturfonds nicht zuletzt mit hohem finan- 
ziellem Einsatz der Bundesrepublik Deutschland lei- 
stet, sollen als Hilfen zur Selbsthilfe die wirtschaftli- 
chen Grundlagen verbessern und damit erst die Vor- 
aussetzungen für eine Erhöhung sozialer Standards 
schaffen. Eine schrittweise Anpassung an das hohe 
soziale Niveau einzelner Mitgliedstaaten wird letzt- 
lich aber nur gelingen, wenn sich die weitere Verbes- 
serung dieser Standards dort zunächst verlangsamt. 
Der Vorsprung wäre sonst uneinholbar. 


2, Wie unterstützt die Bundesregierung die EG-Kom- 
mission bei der Erfüllung der ihr durch Artikel 118 
EWG-Vertrag zugewiesenen Aufgabe, die Zusam- 
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in sozialen 
Fragen zu fördern? Welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, diese Zusammenarbeit zu intensi- 
vieren, bzw. welche Schwierigkeiten haben sich bis- 
her ergeben? 

Die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in 
sozialpolitischen Fragen, die von der EG-Kommission 
betreut und gefördert wird, erfolgte schon vor der 
Zielsetzung zum Binnenmarkt auf allen in Artikel 118 
EWG-Vertrag genannten Gebieten in Gremien des 
Rats und der Kommission sowie in bilateralen Kontak- 
ten mit Partnern aus anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission. Diese Zusammenarbeit wurde mit der 
Diskussion um die soziale Ausgestaltung des Binnen- 
marktes deutlich intensiviert. Die Bundesregierung 
hat seit jeher an der Zusammenarbeit in der Sozialpo- 
htik der Gemeinschaft mitgewirkt und damit die Auf- 
gaben der Kommission gefördert. 


Die mit Artikel 118 EWG-Vertrag angestrebte Zusam- 
menarbeit stellt zwar die nationale Sozialpolitik in ei- 
nen gemeinschaftlichen Kontext. Sie darf nicht als 
eine quasi- Vergemeinschaftung der Sozialpolitik ver- 
standen und als Grundlage für eine zwangsweise Ab- 
stimmung nationaler Sozialpolitik auf Gemeinschafts- 
ebene mißverstanden werden. Der Grundsatz, daß die 
Sozialpolitik im Kern in nationaler Kompetenz liegt, 
muß gewahrt bleiben. 

Soweit mit ihr Finanztransfers verbunden sind, findet 
die Zusammenarbeit eine Grenze in der finanziellen 
Belastbarkeit — auch bei den wirtschaftlich stärkeren 
Mitgliedstaaten wie der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die die größeren Anteile bei Solidaritätsleistun- 
gen zu erbringen haben. Die Bundesrepubhk 
Deutschland, die aktiv zum Zustandekommen der Be- 
schlüsse des Brüsseler Sondergipfels vom Februar 
1988 über die reale Verdoppelung der Strukturfonds 
beigetragen hat, hat ihre Sohdarität bereits in hohem 
Maße unter Beweis gestellt. Die Mehrbelastung für 
den Bundeshaushalt aufgrund der Beschlüsse des 
Brüsseler Gipfels wird sich 1992 auf rund 10 Mrd. DM 
jährlich erhöhen. 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Verstärkung 
der Einflußmöglichkeiten des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses anzustreben, und hält sie die bisherige, 
ledighch beratende Funktion des gemäß Artikel 4 
Abs. 2 und Artikeln 193 bis 198 EWG-Vertrag einge- 
richteten Gremiums für ausreichend? 

Die Bundesregierung lehnt es nicht ab, die Rolle des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses neu zu überden- 
ken — gerade auch im Hinblick auf den sozialen Dia- 
log und dessen Bedeutung für den Binnenmarkt. 

Die Bundesregierung geht jedoch — in Abstimmung 
mit den anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft — 
davon aus, daß zunächst der Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß selbst Verbesserungsvorschläge für seine 
Arbeit unterbreitet. Der Meinungsbildungsprozeß 
hierüber hat innerhalb des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses begonnen. Das Meinungsspektrum in 
den drei Gruppen ist aber noch nicht transparent, und 
Vorschläge des Ausschusses liegen noch nicht vor. 

4. In welchem Umfang fließen die Stellungnahmen des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nach Kenntnis der 
Bundesregierung in die Entscheidungsprozesse der 
Kommission und des Rates ein? 

Beim Entscheidungsprozeß auf Gemeinschaftsebene 
ist es sehr schwer festzustellen, welchem Organ letzt- 
lich welcher Anteil an der endgültigen Entscheidung 
zufällt. 

Das gilt auch für den Wirtschafts- und Sozialausschuß. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß dieser 
Ausschuß — mit seinen Beziehungen zu den einzel- 
nen sozialen Gruppen — oft einen nicht zu unterschät- 
zenden Beitrag zum Gesamtergebnis leistet, auch 
wenn dies nach außen nicht immer deutlich wird. 

5. Welche konkreten Kompetenzen haben welche EG- 
Organe hinsichtlich der Freizügigkeit und zur Sicher- 
stellung der Ansprüche und Leistungen auf dem Ge- 
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biet der sozialen Sicherheit entsprechend den Arti- 
keln 48 bis 51 und 121 EWG- Vertrag? Hält die Bun- 
desregierung diese Kompetenzen für die Errichtung 
eines europäischen Sozialraums für ausreichend, für 
zu gering oder für zu weitgehend? 

Mit Fragen der Freizügigkeit sind alle Organe der 
Gemeinschaft im Sinne des Artikels 4 Abs. 1 EWG- 
Vertrag (Europäisches Parlament, Rat, Kommission 
und Europäischer Gerichtshof — EuGH) befaßt. 

Der Rat entscheidet gemäß Artikel 49 Abs. 1 EWG- 
Vertrag „mit quahfizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission, in Zusammenarbeit mit dem Europäi- 
schen Parlament und nach Anhörung des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses durch Richtlinien und Verord- 
nungen alle erforderlichen Maßnahmen, um die Frei- 
zügigkeit der Arbeitnehmer im Sinne des Artikels 48 
fortschreitend herzustellen ...". 

Die Kommission wird bei der Erarbeitung von Vor- 
schlägen durch einen Beratenden Ausschuß und ei- 
nen Fachausschuß für Freizügigkeit [gemäß Artikel 14 
und Artikel 24 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 
vom 15. Oktober 1968] in regelmäßig stattfindenden 
Sitzungen beraten. 

Die Bundesregierung hält die genannten Kompeten- 
zen der EG-Organe für ausreichend. 

Sie ist grundsätzlich — wie bisher schon — bereit, in 
den beratenden Gremien die Kommission und den Rat 
auch über Fragen der in der nationalen Kompetenz 
liegenden Behandlung von Drittstaatsangehörigen zu 
informieren und hierüber einen Erfahrungsaustausch 
zu führen. Nach der derzeitigen Rechtslage gehören 
die Rechtsverhältnisse von Drittstaatsangehörigen 
nicht zum Anwendungsbereich der Verträge. 

Gemäß Artikel 51 EWG- Vertrag beschließt der Rat 
„einstimmig auf Vorschlag der Kommission" die auf 
dem Gebiet der sozialen Sicherheit für die Herstellung 
der Freizügigkeit der Arbeitnehmer notwendigen 
Maßnahmen. Auch diese Kompetenzen hält die Bun- 
desregierung für ausreichend. 

Die Anwendung des Artikels 121 EWG-Vertrag hat 
sich bisher - von Einzelfällen abgesehen — als nicht 
notwendig erwiesen. 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung das Verfahren für 
den Erlaß von Vorschriften für vorhergesehene Fälle 
gemäß Artikel 235 EWG-Vertrag, und welche Ände- 
rungsvorschläge beabsichtigt sie gegebenenfalls vor- 
zulegen? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß Artikel 235 
EWG-Vertrag eine wichtige Ergänzung der Vertrags- 
vorschriften ist, die der Gemeinschaft ein Tätigwer- 
den gestatten. Artikel 235 EWG-Vertrag darf als 
Rechtsgrundlage für ein Handeln der Gemeinschaft 
nur herangezogen werden, wo eine Einzelermächti- 
gung nicht vorliegt, aber ein Tätigwerden der Ge- 
meinschaft zur Erreichung eines im Vertrag vorgege- 
benen Zieles erforderlich ist. Wo eine Einzelermächti- 
gung allein zur Erreichung eines Zieles unzulänghch 
ist, bedarf es nach Meinung der Bundesregierung zu- 
sätzhch des Artikels 235 EWG-Vertrag, um Gemein- 
schaftshandeln zu legitimieren. Nach der Rechtspre- 


chung des EuGH sind aber vorhandene Einzeler- 
mächtigungen nach dem Vertrag voll auszuschöp- 
fen. 

Nach dem EWG-Vertrag sind der Gemeinschaft Kom- 
petenzen zum Erlaß von Rechtsvorschriften gegeben: 
1. durch die im Vertrag enthaltenen Einzelermächti- 
gungen; 2. durch die Ermächtigung zum Tätigwerden 
nach Artikel 235 EWG-Vertrag. Reichen diese Kom- 
petenzen nicht aus, so bedarf es der Vertragsände- 
rung (Artikel 236 EWG-Vertrag), mittels derer der 
Gemeinschaft Kompetenzen über den bisher im 
EWG-Vertrag vorgesehenen Rahmen hinaus übertra- 
gen werden können. Zuletzt hat die Einheitliche Euro- 
päische Akte den Katalog der Einzelermächtigungen 
erweitert. Nach Auffassung der Bundesregierung 
wird dieses System — im gegenwärtigen Stadium der 
Entwicklung auf dem Weg zur Europäischen Union — 
den Bedürfnissen der Gemeinschaft, in hinreichend 
klar umschriebener, dabei aber flexibler Weise ein 
Tätigwerden zu ermöglichen, gerecht. Die Bundesre- 
gierung beabsichtigt deshalb derzeit nicht, Ände- 
rungsvorschläge vorzulegen. 

7. Wie sollte nach Auffassung der Bundesregierung die 
Technologiepolitik der EG gestaltet werden, damit 
mögliche negative soziale Folgen der technischen 
Entwicklung vermieden werden können? Ist die Bun- 
desregierung in diesem Zusammenhang bereit, die 
Kürzungen des Forschungsprogramms zur Humani- 
sierung des Arbeitslebens mit dem Ziel der Rück- 
nahme zu prüfen? 

Die Fortführung des früheren EG-Programms FAST II 
(Forecast and Assessment in Science and Techno- 
logy), Laufzeit 1984 bis 1987/88, erfolgt im neuen 
„Gemeinschaftsprogramm auf den Gebieten der 
strategischen Analyse, der Vorausschau und der Be- 
wertung im Bereich von Wissenschaft und Technolo- 
gie", MONITOR. Dort sind im (neuen) Programmteil 
„FAST- Vorausschau" ausgewiesen: 

— Berichte (oder vorausschauende Dossiers) über 
zentrale Phänomene und Probleme mit Globalcha- 
rakter. Die Themen werden im Zusammenhang 
mit ihrer Bedeutung und Angemessenheit für die 
Gemeinschaftspolitik auf dem Gebiet der For- 
schung oder technischen Entwicklung ausge- 
wählt. Sie können über den europäischen Rahmen 
hinausgehen. 

— Assessment-Studien über Implikationen und Kon- 
sequenzen von bestimmten wissenschaftlichen 
und technischen Entwicklungen, die eine Heraus- 
forderung für die Gesellschaft von morgen darstel- 
len. 

— Analysen und Synthesen der Ergebnisse von be- 
deutenden vorausschauenden Arbeiten anderer 
Länder. 

— Berichte im 2 -Jahres- Rhythmus über ökonomische 
und soziale Implikationen des technischen Wan- 
dels mit Schwerpunkt Europa. 

Die Bundesregierung erwartet daher, daß die Techno- 
logie-Politik der EG stärker als bisher die sozialen 
Auswirkungen technischer Entwicklungen berück- 
sichtigt, und zwar sowohl durch Einbeziehung ent- 
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sprechender nationaler Untersuchungen als auch 
durch ergänzende bzw. darüber hinausreichende ei- 
genständige EG-Untersuchungen. 

Die Bundesregierung wird mit dem in Vorbereitung 
befindlichen Forschungsförderungsprogramm ,, Ar- 
beit und Technik" , das die bewährten Inhalte des For- 
schungsprogramms zur Humanisierung des Arbeitsle- 
bens fortführt, verstärkten Wert auf die Prävention 
beim „Schutz der Gesundheit durch Abbau und Ab- 
wehr von Belastungen" sowie bei der „Menschenge- 
rechten Gestaltung von Arbeit und Technik" legen. 
Entsprechend werden die sozialen Folgen neuer tech- 
nischer Entwicklungen verstärkt im Programm „Ar- 
beit und Technik" berücksichtigt. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der jährlichen 
Haushalts auf Stellung prüfen, wieweit die Ziele des 
Programms mit den verfügbaren Haushaltsmitteln 
realisiert werden können. 


8. Ist die Bundesregierung bereit, sich für eine Sozialver- 
träglichkeitsprüfung bei allen europäischen Projek- 
ten, insbesondere bei der Forschungspoütik, einzuset- 
zen? 

Die Bundesregierung achtet stets auf die sozialen Fol- 
gen technischer Entwicklungen und vertritt dies auch 
bei den Programmen der Europäischen Gemeinschaf- 
ten. Die Technologiefolgenabschätzung kann wesent- 
hche Beiträge zur Beurteilung der Sozialverträghch- 
keit liefern. Sie ist ein wichtiges Instrument für einen 
rationalen Diskussions- und Entscheidungsprozeß, in 
dem Chancen und Risiken von Projekten nicht nur 
unter wissenschaftlich-technischen und ökonomi- 
schen, sondern auch unter sozialen, ökologischen und 
ethischen Aspekten abgeschätzt und verantwortungs- 
bewußt gegeneinander abgewogen werden. 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammen- 
hang darauf hin, daß die Bewertung der sozialen Fol- 
gen von Projekten so vielfältiger Natur ist, daß hierfür 
sehr differenzierte Methoden erforderlich sind, die 
Einzelstudien über die Analyse technischer Systeme 
ebenso einschließen wie Diskussionsprozesse in den 
unterschiedlichsten Gremien sowie Bewertungs- und 
Akzeptanzuntersuchvmgen. Die Methoden zur Prü- 
fimg der Sozialverträglichkeit müssen weiter ausge- 
baut und vervollständigt werden, um verbreitete An- 
wendung finden zu können. 

9. Welche konkreten Ansatzpunkte für eine koordinierte 
europäische VerbraucherpoHtik, insbesondere zur 
Vertretung der Verbraucherinteressen, wird die Bun- 
desregierung verfolgen? 

Die Bundesregierung hat bereits in den Antworten auf 
die Kleinen Anfragen der Fraktion der SPD „10 Jahre 
europäisches Verbraucherschutzprogramm" (Druck- 
sache 10/4600), „Europapohtische Vorhaben der Bun- 
desregierung im Rahmen der deutschen Ratspräsi- 
dentschaft in der Europäischen Gemeinschaft (1. Ja- 
nuar bis 30. Juni 1988)" (Drucksache 11/1752) und 
„Verbraucherpolitik und europäischer Binnenmarkt" 
(Drucksache 11/4106) ihre Vorstellungen für eine ko- 
ordinierte europäische Verbraucherpolitik, insbeson- 


dere auch zur Vertretung der Verbraucherinteressen, 
dargelegt. 

III. Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 

1. Hat die Bundesregierung konkrete Vorstellungen 
entwickelt, wie eine europäische Arbeitsmarktpoü- 
tik gestaltet werden kann? Wenn ja, welche Maß- 
nahmen wird sie dazu vorschlagen? 

Ein zentrales Problem der Mitghedstaaten der Ge- 
meinschaft ist die Arbeitslosigkeit. Neben den Mit- 
gliedstaaten selbst, die in erster Linie für die Arbeits- 
marktpohtik zuständig sind, unternimmt auch die Ge- 
meinschaft flankierend erhebliche Anstrengungen 
zur Bewältigung dieses Problems. Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit auf Gemeinschafts- 
ebene sind nach dem Konzept der Beschlüsse des 
Brüsseler Gipfels vom Februar 1988 aus den zukünftig 
erhebhch verstärkten EG -Strukturfonds, insbeson- 
dere aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) und 
dem Europäischen Regionalfonds, zu finanzieren. Der 
Europäische Sozialfonds fördert in erster Linie die be- 
rufliche Bildung und verbessert damit die Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten in den Mitghedstaaten. Wäh- 
rend der deutschen Präsidentschaft wurde vom Euro- 
päischen Rat im Februar 1988 beschlossen, daß die 
Fondsmittel bis 1993 real verdoppelt werden, wobei 
der Mittelzuwachs für die am wenigsten entwickelten 
Gebiete noch größer ist. Der Europäische Regional- 
fonds fördert Investitionen und trägt damit zur Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen bei. Bis 1992 stehen den drei 
EG-Strukturfonds insgesamt 110 Mrd. DM (in Preisen 
von 1988) zur Verfügung. Weitere Haushaltslinien für 
Maßnahmen im Bereich der Arbeitsmarktpohtik au- 
ßerhalb der Fonds werden im Hinbhck auf die be- 
trächtliche Erhöhung der Fondsmittel von der Bun- 
desregierung grundsätzlich nicht befürwortet. (Allein 
für die Bundesrepubhk Deutschland steigt die Mehr- 
belastung durch die Brüsseler Beschlüsse bis 1992 auf 
bis zu 10 Mrd. DM jährhch.) 

Als ein wichtiges Element der europäischen Arbeits- 
marktpolitik ist nach Auffassung der Bundesregie- 
rung der Binnenmarkt selbst anzusehen, der nach Pro- 
gnosen langfristig per saldo MiUionen neuer Arbeits- 
plätze schaffen kann. 

Abgesehen von den genannten Möghchkeiten sieht 
die Bundesregierung entsprechend dem Grundsatz 
der Subsidiarität die Hauptaufgaben einer Arbeits- 
marktpolitik nach wie vor im nationalen Bereich. Das 
zeigt sich deutlich im Falle der Bundesrepubhk 
Deutschland: Die der Bundesrepublik Deutschland 
genehmigten Zuschüsse aus dem ESF entsprechen 
ledighch etwa 2 % der Aufwendungen, die aus natio- 
nalen Mitteln für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
finanziert werden. Dabei sind aber die finanziellen 
Grenzen für Finanztransfers zugunsten der wirt- 
schaftlich schwächeren Staaten mit der Verdoppelung 
der EG -Strukturfondsmittel erreicht. Weitere Trans- 
fers würden den innerstaaüich notwendigen finan- 
ziellen Spielraum unvertretbar einengen, ohne in der 
Gemeinschaft befriedigende Wirkungen zu erzielen. 
Sie würden vermutlich auch die Akzeptanz der Ge- 
meinschaft bei der Bevölkerung der Länder gefähr- 
den, die Nettozahler sind. 
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Deshalb wird es wichtig sein, die vom EWG-Vertrag 
gesetzten Grenzen zwischen nationaler Kompetenz 
und Gemeinschaftskompetenz in der Arbeitsmarktpo- 
litik exakt einzuhalten. Das weitgehend in die Zustän- 
digkeit der Gemeinschaft übertragene Wettbewerbs- 
recht darf nicht als Einstieg in nationale Arbeitsmarkt- 
politik dienen. Nationale Maßnahmen der Arbeits- 
marktpolitik (z.B. Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Jugend- und Langzeitarbeitslosigkeit) können nicht 
etwa einem Genehmigungsvorbehalt der EG-Kom- 
mission unterworfen werden, wie sie dies bei einzel- 
nen Maßnahmen versucht hat. 


2. Kann die Bundesregierung Auskunft geben zum 
Stand der Umsetzung und zu den Erfolgsaussichten 
des gemeinschaftlichen Aktionsprogranuns zugun- 
sten von Langzeitarbeitslosen in der Bundesrepubhk 
Deutschland und europaweit, imd welche zusätzh- 
chen Maßnahmen auf nationaler Ebene hält sie für 
erforderhch? 

Die EG-Kommission hat das geplante Aktionspro- 
gramm bislang noch nicht vorgelegt. Bei Bekannt- 
gabe des Arbeitsprogramms der spanischen Präsi- 
dentschaft Anfang dieses Jahres hat die EG-Kommis- 
sion angekündigt, u.a. Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Langzeitarbeitslosigkeit frühestens unter franzö- 
sischer Ratspräsidentschaft vorzuschlagen bzw. zu 
realisieren. Die Vorarbeiten hierzu laufen noch. Ein 
Zwischenstandsbericht wird nach Auskünften aus der 
EG-Kommission gegen Ende des Jahres vorliegen. 

Ob und ggf. welche zusätzlichen Maßnahmen auf na- 
tionaler Ebene erforderhch sein werden, kann erst 
nach Vorlage des Programmes und Kenntnis der we- 
senthchen Elemente beurteilt werden. 

Darüber hinaus hat der Bundeskanzler in seiner Re- 
gierungserklärung am 27. April 1989 zusätzhche Hil- 
fen für Langzeitarbeitslose in Form von Lohnkosten- 
zuschüssen und besonderen Hilfestellungen an Be- 
schäftigungsinitiativen und karitativen Einrichtungen 
mit einem Gesamtvolumen von 1,75 Mrd. DM für den 
Zeitraum bis Ende 1991 angekündigt. Bundesarbeits- 
miiüster Dr. Blüm hat die Einzelheiten am 31. Mai 
1989 mit Vertretern von Gewerkschaften, Arbeitge- 
bern, Staat, Kommunen, Kirchen imd Wohlfahrtsver- 
bänden erörtert und für die Maßnahmen volle Zustim- 
mung erfahren. Es ist beabsichtigt, die Hilfen bereits 
im kommenden Monat wirksam werden zu lassen. 


3. Welche zusätzlichen Möghchkeiten ergeben sich 
nach Auffassung der Bundesregierung durch die Be- 
teiligung des Europäischen Sozialfonds im Hinblick 
auf die Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit und 
die Maßnahmen zur Einghederung der Jugendhchen 
sowie Wiedereinghederung von Frauen nach Kinder- 
erziehung, und welche darüber hinausgehenden 
Maßnahmen hält die Bundesregierung für erforder- 
hch? 

Der Europäische Sozialfonds (ESF) hat bisher vorran- 
gig Maßnahmen zur Erleichterung der Eingliederung 
der Jugendlichen in das Erwerbsleben gefördert. 
Nach der 1990 wirksam werdenden Reform wird der 
ESF als zweite vorrangige Aufgabe Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit fördern. Im 


Vordergrund stehen dabei berufsbildende Maßnah- 
men und Einstellungs- und Existenzgründungshilfen. 
Zur Konkretisierung dieser beiden Aufgaben hat die 
EG-Kommission am 15. Februar 1989 pohtische Leitli- 
nien erlassen. Aus diesen ergibt sich, daß auch der 
Ausbildung und beruflichen Einghederung von 
Frauen Vorrang eingeräumt wird, die nach einer län- 
geren Unterbrechung der Berufstätigkeit wieder eine 
Beschäftigung aufnehmen. Grundsätzhch können 
auch in Zukunft Mittel aus dem ESF für berufliche 
Qualifizienmgsmaßnahmen von Aussiedlern bean- 
tragt werden. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung ar- 
beitet mit den Arbeitsministern und Senatoren der 
Bundesländer sowie mit der Bundesanstalt für Arbeit 
eng zusammen, damit im Rahmen des mehrstufigen 
Antrags- und BewiUigungsverfahrens fristgerecht 
ESF-Förderanträge bei der EG-Kommission einge- 
reicht werden, die die Möghchkeiten der neuen 
Fondsvorschriften zur Förderung von Maßnahmen zur 
Einghederung der Jugendhchen und zur Bekämpfung 
der Langzeitarbeitslosigkeit weitestgehend ausschöp- 
fen. Das Arbeitsförderungsgesetz sieht im übrigen ein 
umfangreiches Instrumentarium zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit vor, das auch insbesondere für Lang- 
zeitarbeitslose, Jugendhche etc. genutzt wird. 

Hinsichthch zusätzhcher nationaler Hilfen für Lang- 
zeitarbeitslose vgl. die Antwort zur Frage III. 2. 


4. Wie schätzt die Bundesregierung das gemeinschaftli- 
che Aktionsprogramm Umwelt imd Arbeit ein, und 
hält sie zusätzliche Programme dieser Art für sinn- 
voll? 

Der Vorschlag der EG-Kommission für eine Entschei- 
dung des Rates über ein gemeinschaftsweites Fünf- 
jahresprogramm von Vorhaben zur Veranschauh- 
chung, wie Maßnahmen im Umweltbereich auch zur 
Arbeitsplatzschaffung beitragen können, zielt darauf 
ab zu demonstrieren, daß Umweltschutz auch positive 
Beschäftigungseffekte haben kann. 

Die Möghchkeit solcher Effekte ist u.a. aufgrund der 
Ergebnisse von Studien und Forschungsvorhaben 
hinreichend bekannt und unstreitig. Die von der Kom- 
mission vorgesehenen Maßnahmen könnten darüber 
hinaus in einigen Mitghedstaaten einen zusätzhchen 
Beitrag zur Sensibilisierung für Umweltschutzmaß- 
nahmen durch Demonstrationen der positiven Be- 
schäftigungseffekte „vor Ort" leisten. 

Die Bundesregierung verschließt sich daher dem von 
der Kommission vorgeschlagenen Vorhaben grund- 
sätzhch nicht. Sie ist jedoch der Auffassung, daß die 
von der Kommission ggf. vorgesehenen Projekte des 
Programms im Rahmen bestehender Instrumente — 
etwa im Rahmen der EG-Strukturfonds — durchge- 
führt und finanziert werden sollten. Auf diesem Wege 
könnte insbesondere eine Integration des Umwelt- 
schutzes in andere Pohtikbereiche erreicht werden, so 
wie es die neuen Vorschriften der EG-Strukturfonds 
bereits vorschreiben. Diesen Weg hält die Bundesre- 
gienmg im Interesse des Umweltschutzes für sinnvol- 
ler als ein isohertes Vorgehen. Dies gilt auch für Vor- 
schläge hinsichthch weiterer Programme dieser Art. 
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5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirksamkeit 
des gemäß Artikel 3 Abs. 1 und Artikeln 123 ff. EWG- 
Vertrag eingerichteten Europäischen Sozialfonds be- 
züglich des Ziels der Verbesserung der Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten der Arbeitskräfte im gemeinsa- 
men Markt, und welche Veränderungen will sie gege- 
benenfalls Vorschlägen? 

Grundsätzhch wird die Wirksamkeit der ESF-Förde- 
rung in Deutschland von der Bundesregierung positiv 
bewertet. Zum einen war es durch die Förderung aus 
dem ESF möglich, für mehr Arbeitslose oder von Ar- 
beitslosigkeit bedrohte Personen Fördermaßnahmen 
durchzuführen. Zum anderen sind vom ESF wichtige 
Impulse im Hinblick auf die Förderung örtlicher Be- 
schäftigungsinitiativen ausgegangen, durch die die 
berufliche und soziale Eingliederung besonderer Pro- 
blemgruppen in der Gesellschaft in sinnvoller Weise 
gefördert wird. Immerhin bezogen sich die für 1988 
genehmigten Zuschüsse auf arbeitsmarkt- und bil- 
dungspolitische Maßnahmen für rd. 81 500 Perso- 
nen. 

Allerdings führen das mit der Reform der EG -Struk- 
turfonds verbundene mehrstufige Antrags- und Be- 
willigungsverfahren sowie die erhöhten Auflagen für 
die Durchführung der Förderung zu einem erhebh- 
chen Verwaltungsmehraufwand. Das Erfordernis, 
künftig mehrjährige ESF-Förderpläne und Pro- 
gramme auch für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
aufzustellen, steht in einem bislang unaufgelösten Wi- 
derspruch zu dem Erfordernis der möghchst großen 
Rexibihtät beim Einsatz arbeitsmarktpolitischer In- 
strumente. 


/V. Nutzung neuer Möglichkeiten durch die Einheitliche 
Europäische Akte 

1. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Kommission 
zu einer Änderung der bisherigen Rechtsgrundlagen 
der Artikel 100 bzw. 235 hin zu Artikel 118 a EWG- 
Vertrag bei denjenigen Vorschlägen zu veranlassen, 
die wegen des Vetos eines einzigen Mitgliedstaates 
seit Jahren vom Rat nicht verabschiedet wurden? 

Die Bundesregierung begrüßt die durch die Einheitli- 
che Europäische Akte (EEA) eingeführten Möglich- 
keiten, Mindestvorschriften zur Verbesserung der Ar- 
beitsumwelt nach Artikel 118 a EWG- Vertrag mit qua- 
lifizierter Mehrheit zu verabschieden. Sie hat sich 
mehrfach dafür ausgesprochen, dieses neue Rechtsin- 
strument konsequent zu nutzen. Die seit Inkrafttreten 
der EEA auf dieser Rechtsgrundlage beschlossenen 
gemeinsamen Standpunkte des Rates zu Richtlinien 
über gefährhche, insbesondere krebserregende 
Stoffe, und zur Verbesserung der Sicherheit und Ge- 
sundheit der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz bestäti- 
gen die Auffassung der Bundesregierung, daß Artikel 
118 a EWG-Vertrag besonders geeignet ist, schneller 
als bisher zu konkreten Fortschritten im Bereich der 
Arbeitsumwelt zu kommen. 

Dies sollte jedoch nicht dazu führen, die Vorschrift als 
generelle Rechtsgrundlage für den Sozialbereich zu 
benutzen. Maßgeblich ist ihr Wortlaut und auch ihre 
Zielsetzung, nämlich „die Verbesserung insbeson- 
dere der Arbeitsumwelt zu fördern, um die Sicherheit 
und die Gesundheit der Arbeitnehmer zu schützen". 


RichÜinienvorschläge, die sich auf Artikel 118 a EWG- 
Vertrag stützen, müssen daher auf diese Zielsetzung 
ausgerichtet sein. Damit wird die Vorschrift im we- 
senthchen bei Maßnahmen zur Verbesserung der Ar- 
beitsumwelt in Betracht kommen. Es ist zu berück- 
sichtigen, daß der Begriff der Arbeitsumwelt sich kei- 
neswegs auf technischen Arbeitsschutz und Arbeits- 
hygiene im engeren Sinne beschränkt, sondern 
durchaus auch Elemente etwa der Arbeitsorganisa- 
tion oder auch Mitwirkungs- und Informationsrechte 
der Arbeitnehmer einschheßt. 

Bei den Vorhaben im Binnenmarktbereich, bei denen 
eine Umstellung der Rechtsgrundlage in Betracht 
kam, hat die Kommission dies nach Inkrafttreten der 
Einheitlichen Europäischen Akte von sich aus veran- 
laßt. Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, sich 
darüber hinaus für eine Änderung der Rechtsgrundla- 
gen von Vorschlägen einzusetzen. 

2. Wird die Bundesregierung sich einsetzen für eine ex- 
tensive Auslegung der in Artikel 118 a EWG-Vertrag 
genannten Begriffe von Arbeits- und Gesundheits- 
schutz im Sinne der skandinavischen Definition von 
Arbeitsmiheu und Arbeitsumwelt, in die auch die 
Rechte der Arbeitnehmer einbezogen sind, um fort- 
schrittliche Harmonisierungen mit Mehrheit im Mini- 
sterrat zu ermöghchen? 

Auf die Antwort zu IV. 1 wird verwiesen. 


3. Ist die Bundesregierung bereit^ sich bei der EG -Kom- 
mission dafür einzusetzen, daß sich die zur Sicherung 
der Arbeitnehmerrechte zu ergreifenden Maßnahmen 
nach den Bestimmungen des Artikels 118 a EWG-Ver- 
trag zu richten haben? 

Hierzu wird auf die Antworten zu den Fragen IV. 1 
und IV. 4 verwiesen. 


4. Beabsichtigt die Bundesregierung eine Initiative zu 
Änderungen der Europäischen Verträge dahin ge- 
hend, die Bestimmungen über die Rechte und Interes- 
sen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eben- 
falls in den Gestaltungsbereich des Artikels 118 a 
EWG-Vertrag einzubeziehen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt eine solche Initia- 
tive nicht. Sie hält die mit der Einheitlichen Europäi- 
schen Akte geschaffene Regelung für ausreichend 
und angemessen im Hinblick auf die Aufgaben der 
Gemeinschaft in der Sozialpolitik, Die Sozialpolitik ist 
in ihren wichtigsten Bereichen, zu denen die jeweili- 
gen Arbeitsrechtsordnungen gehören, eine nationale 
Aufgabe. Soweit hier abschließende Gemeinschafts- 
regelungen geschaffen werden sollen, muß dies ange- 
sichts der besonderen Bedeutung für die vielfach sehr 
unterschiedlichen und historisch gewachsenen Ar- 
beitsrechtssysteme mit Einstimmigkeit geschehen. 

Mindestvorschriften sind aus Sicht der Bundesregie- 
rung ein wichtiges, grundsätzlich auch über den Ar- 
beitsschutz und Artikel 118 a EWG-Vertrag hinaus 
anzuwendendes Instrument zur schrittweisen Harmo- 
nisierung. Die Bundesregierung setzt sich deshalb mit 
Nachdruck für die Schaffung sozialer Mindestrege- 
lungen ein, die sich auch auf Bereiche des Arbeits- 
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rechtes (insbesondere Mindesturlaub, Mutterschutz, 
Jugendarbeitsschutz, Gleichstellung von Mann und 
Frau) erstrecken sollten. Diese Regelungen hätten 
aber eine grundlegende Bedeutung, insbesondere für 
die bislang hinsichtlich der sozialen Standards weni- 
ger weit entwickelten Mitgliedstaaten und sollte des- 
halb nur im Einvernehmen verabschiedet werden. 


5. Welche zusätzlichen sozialpolitischen Handlungs- 
möglichkeiten sieht die Bundesregierung darin, daß 
der Katalog des Artikels 36 EWG-Vertrag, der aus 
bestimmten Erfordernissen einzelstaathche Maßnah- 
men zuläßt, durch Artikel 100 a Abs. 4 EWG-Vertrag 
in bezug auf den Schutz der Arbeitsumwelt erweitert 
wurde? 

Die Bundesregierung begrüßt die Regelung des Arti- 
kels 100 a Abs. 4 EWG-Vertrag. Gerade bei dem in der 
Bundesrepublik Deutschland vorhandenen hohen Ar- 
beitsschutzniveau ist diese Regelung von Bedeutung. 
Details der Anwendung dieser neuen Vorschrift müs- 
sen erst noch erprobt werden. 


6. In welcher Weise beabsichtigt die Bundesregierung, 
den Dialog zwischen den Sozialpartnern auf der Basis 
des Artikels 118 b EWG-Vertrag als Rechtsgrundlage 
für europäische vertragliche Beziehungen zu för- 
dern? 

Das Initiativrecht zur Förderung des sozialen Dialogs 
gemäß Artikel 118b EWG-Vertrag liegt allein bei der 
EG-Kommission. Die Bundesregierung hat allerdings 
die Kommission schon während der deutschen EG- 
Präsidentschaft wiederholt darin bestärkt, von diesem 
Initiativrecht Gebrauch zu machen und den sozialen 
Dialog wieder zu beleben. Diese Bemühungen haben 
Früchte getragen. Eine erste Zusammenkunft nach 
mehrjähriger Pause fand im Januar d.J. statt. Zur ef- 
fektiveren Zusammenarbeit zwischen der EG-Kom- 
mission und den Teilnehmern des sozialen Dialogs 
wurde ein hochrangiger Lenkungsausschuß berufen, 
der seine Arbeiten am 21. März 1989 auf genommen 
hat. Die Bundesregierung setzt in dieses Gremium, in 
dem die auch auf nationaler Ebene politisch Verant- 
wortlichen vertreten sind, große Hoffnungen. Sie sieht 
hierin Chancen für konkrete Absprachen und Verein- 
barungen zwischen den Sozialpartnern auf europäi- 
scher Ebene. Europäische Tarifverträge dürften aller- 
dings in absehbarer Zeit noch nicht erreichbar sein. 

Die Bundesregierung hat ihrerseits mit der Nationalen 
Europakonferenz ein Forum geschaffen, auf dem die 
Sozialpartner zusammen mit anderen wichtigen ge- 
sellschaftlichen Gruppen auch inner staathch einen 
Dialog mit der Bundesregierung zu wichtigen Fragen 
des Binnenmarktes führen können. 


7. Welche Schwierigkeiten haben sich in der Vergan- 
genheit bei der nach Artikel 100 EWG-Vertrag erfor- 
derlichen Feststellung der Notwendigkeit einer Rege- 
lung für die Angleichung von Rechtsvorschriften er- 
geben, von denen Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer betroffen sind, und könnten diese Schwierig- 
keiten durch eine Änderung der Vorschlagsgrundla- 
gen von Artikel 100 und hin zu Artikel 118 a EWG- 
Vertrag ausgeräumt werden? 


Das in der Frage vermutlich angesprochene Prinzip 
der Subsidiarität, wonach nur so weit harmonisiert 
werden sollte wie notwendig, ist nach Auffassung der 
Bundesregierung eines der wesentlichen Prinzipien 
aller Harmonisierungsmaßnahmen, unabhängig von 
der jeweiligen Rechtsgrundlage. Dieses Prinzip ist 
auch durch die von der Einheitlichen Europäischen 
Akte geschaffenen Möglichkeiten zur Entscheidung 
mit qualifizierter Mehrheit nicht aufgehoben worden. 
Unterschiedhche Auffassungen über die Notwendig- 
keit von Gemeinschaftsregelungen, die bei Einstim- 
migkeitserfordernis zum Tragen kamen, dürfen nicht 
durch einen Wechsel der Rechtsgrundlage zu Arti- 
kel 118 a EWG-Vertrag und hin zum Mehrheitsprinzip 
unterlaufen werden. 


V. Binnenmarkt und Sozialraum 

1 . Wird die Bundesregierung sich für die vorrangige Er- 
arbeitung konkreter Vorschläge zur Verwirklichung 
eines europäischen Sozialraums einsetzen, um die in 
der Einheitlichen Europäischen Akte postuherte 
Gleichzeitigkeit und Gleichgewichtigkeit des euro- 
päischen Sozialraums mit dem Binnenmarkt ohne 
Grenzen zu gewährleisten, nachdem die konkreten 
Vorgaben für das Binnenmarktprogramm von der 
Kommission bereits weitgehend erarbeitet sind? 


Ergänzend zu den Vorbemerkungen, die die Prioritä- 
ten der Bundesregierung bei den Harmonisierungs- 
maßnahmen im Arbeitsschutz und bei der Erarbei- 
tung grundlegender sozialer Mindestregelungen 
deutlich machen, ist zu bemerken: 

Weitere echte Prioritäten sind zur Zeit weder auf Ge- 
meinschaftsebene noch aus nationalen Erwägungen 
erkennbar und sollten, solange die genannten Aufga- 
ben im Arbeitsschutz und der sozialen Grundrechte 
nicht weitgehend erfüllt sind, auch nicht gesetzt wer- 
den. Die Erfolge der deutschen Ratspräsidentschaft 
haben gezeigt, daß die Konzentration auf wenige 
wichtige Aufgaben der Verzettelung der Kräfte auf 
mehrere Vorhaben vorzuziehen ist. 


2. Die Entwicklung des Europäischen Binnenmarktes 
hat soziale Auswirkungen, die bisher von den Institu- 
tionen der EG vernachlässigt worden sind. 

Hält die Bundesregierung es für erforderlich, eine so- 
zialpolitische europäische Initiative durchzusetzen, 
die ein „Sozialdumping" und das Unterlaufen beste- 
hender arbeitsrechtlicher, sozial- und verbraucher- 
pohtischer Standards verhindert? 


Gemäß Artikel 100 a Abs. 3 EWG-Vertrag hat die 
Kommission auch in ihren Vorschlägen im Bereich des 
Verbraucherschutzes von einem hohen Schutzniveau 
auszugehen. Die Bundesregierung sieht deshalb 
keine Gefahr, daß bei der Verwirkhchung des euro- 
päischen Binnenmarktes verbraucherpohtische Stan- 
dards unterlaufen werden könnten. In der Vorbemer- 
kung zu ihren Antworten auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der SPD „ Verbrauch erpohtik und Europäi- 
scher Binnenmarkt" (Drucksache 11/4106) hat die 
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Bundesregierung im übrigen unmißverständlich ihre 
Entschlossenheit für die Aufrechterhaltung der ver- 
braucherrechtlichen Schutzvorschriften bekundet. 

Im übrigen wird auf die Antwort zur Frage V. 3 ver- 
wiesen. 

3. Teilt die Bundesregierung die von der EG -Kommis- 
sion vertretene Auffassung, die Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft befänden sich nicht in einer Situation, 
in der sehr unterschiedliche Lohnkosten oder Arbeits- 
bedingungen zu einem „sozialen Dumping" führen 
könnten, und wie kann sie ggf. diese Auffassung be- 
gründen? 

Die vorhandenen bzw. alsbald noch zu schaffenden 
Instrumente (insbesondere die Mindestvorschriften 
nach Artikel 118 a EWG-Vertrag und die sozialen 
Grundrechte) reichen aus jetziger Sicht aus, um einen 
Prozeß der Angleichung der Arbeitsbedingungen in 
Gang zu setzen, der die Gefahr sozialen Dumpings 
mindern wird. 

Im übrigen sollte mit dem Begriff Sozialdumping vor- 
sichtig umgegangen werden. Der oft vorschnell her- 
angezogene einfache Vergleich hoher Löhne in der 
Bundesrepublik Deutschland mit den noch sehr nied- 
rigen Löhnen in südlichen Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft verstellt den Blick auf die ökonomisch 
wichtigere Größe der Produktivität, d.h. des Verhält- 
nisses von Arbeitskostenaufwand und geschaffenen 
Produktionswerten. Hier zeigt eine Analyse der EG- 
Kommission (zu den „unterschiedlichen Lohnkosten 
in der Gemeinschaft"), daß die sog. „Hochlohnlän- 
der" einen relativ niedrigen Arbeitskostenaufwand 
und die sog. „Niedriglohnländer" einen relativ hohen 
Arbeitskostenaufwand je Produktions einheit haben. 
Weitere Standortvorteile kommen für die Bundesre- 
pubhk Deutschland hinzu. Hierzu zählen u.a. die aus- 
gezeichnete Infrastruktur, die generelle Innovations- 
freudigkeit, die hervorragende Qualifikation und Lei- 
stungsbereitschaft der Arbeitnehmer sowie das hohe 
Maß an sozialem Frieden in der Bundesrepubhk 
Deutschland. 

Im übrigen wird sich durch die Verwirklichung des 
Binnenmarktes voraussichtlich die Wettbewerbssitua- 
tion der bislang wirtschafüich schwächeren Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft verbessern. Damit wird für 
diese Mitgliedstaaten die wirtschaftliche Basis für 
eine soziale Weiterentwicklung und Anpassung an 
das höhere Niveau der anderen geschaffen. Schon aus 
diesem Grunde sollte die Gefahr von Sozialdumping 
nicht überbewertet werden. Solange die Bundesrepu- 
blik Deutschland ihre höheren Sozialausgaben durch 
höhere wirtschaftliche Leistungsfähigkeit „verdient", 
wird sie ihren Platz gut behaupten. 


4. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung Vor- 
schlägen, um bei der Vergabe öffenüicher Lief er- und 
Bauaufträge sicherzustellen, daß Sozialgesetze und 
Tarifverträge eingehalten und Frauen bei Einstellung, 
Beförderung und Lohn nicht diskriminiert werden? 

Bei den Brüsseler Verhandlungen zur Novellierung 
der Koordinierungsrichthnien der EG zur Vergabe öf- 


fentlicher Liefer- und Bauaufträge ist auch eingehend 
die Frage behandelt worden, ob künftig neben den 
rein auftragsbezogenen Wertungskriterien bestimmte 
andere Umstände als Wertungskriterien in die Richt- 
linien aufgenommen werden sollten. 

Der Ministerrat hat sich bei der Verabschiedung der 
Novellierung der Lieferkoordinierungsrichtlinie ge- 
gen eine solche Regelung ausgesprochen. Im Zusam- 
menhang mit der Verabschiedung der novellierten 
LieferkoordinierungsrichÜinie wurde die EG -Kom- 
mission mit einer Untersuchung beauftragt, wie si- 
chergestellt werden kann, daß am Vergabe verfahren 
teilnehmende Unternehmen keine Wettbewerbs vor- 
teile durch Verletzung ihrer rechthchen Verpflichtun- 
gen in bezug auf Gesundheit und Sicherheit am Ar- 
beitsplatz sowie Chancengleichheit für Frauen, Be- 
hinderte und rassische oder religiöse Minderheiten 
nach den Rechtsvorschriften des Landes, in denen sie 
ansässig sind, erlangen. 

Bei dem (zeitlich späteren) No vellierungs Vorschlag 
für die Baukoordinierungsrichtlinie waren wertende 
Kriterien von vornherein nur in einem vergleichs- 
weise geringen Maße in der Diskussion. Von den in 
der Anfrage genannten Kriterien soll der RichÜinien- 
vorschlag — entsprechend dem Vorschlag des Euro- 
päischen Parlaments — ledighch eine Bestimmung 
über die Verpflichtung des Bieters enthalten mitzutei- 
len, daß er die am Ort der Bauausführung geltenden 
Verpflichtungen hinsichtlich der Arbeitsschutzbe- 
stimmungen und Arbeitsbedingungen berücksichtigt 
hat. 

Darüber hinausgehende Regelungen, die im übrigen 
auch mit den ordnungspolitischen Vorstellungen der 
Bundesregierung nicht in Einklang stehen würden, 
können angesichts des fortgeschrittenen Beratungs- 
standes auch dieser Richtlinie gemäß den zwingenden 
Verfahrensvorschriften der Einheithchen Europäi- 
schen Akte von den Mitghedstaaten jetzt nicht mehr 
vorgeschlagen werden. 

Wegen des Schutzes der Frauen vor Diskriminierung 
bei Einstellung, Beförderung und Lohn ist darauf hin- 
zuweisen, daß die genannten Bereiche von den EG- 
Richtlinien 75/117/EWG und 76/207/EWG vollständig 
abgedeckt und innerhalb der EG harmonisiert sind. 
Insoweit kann auch durch die Wahl des Rechts eines 
anderen EG -Mitgliedstaates der Schutz vor Diskrimi- 
nierungen zumindest rechtlich nicht unterlaufen wer- 
den. 


5. Welche sozialpolitischen Auswirkungen auf Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer, Verbraucherinnen 
und Verbraucher erwartet die Bundesregierung vom 
Binnenmarktprogramm der Kommission? 

Das Binnenmarktprogramm der Kommission hat ins- 
besondere die in den einleitenden Ausführungen und 
auch die in den Einzelantworten beschriebenen so- 
zialpohtischen Auswirkungen. Hierzu zählen die er- 
warteten, vom Cecchini-Bericht prognostizierten po- 
sitiven Beschäftigungswirkungen mit bis zu 5 MiUio- 
nen zusätzhchen Arbeitsplätzen ebenso wie alle Maß- 
nahmen im Rahmen der Ausgestaltung der sozialen 
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Dimension des Binnenmarktes. Hinzu kommen, weil 
zumindest mittelbar mit dem Binnenmarktprogramm 
verknüpft, die Auswirkungen aufgrund der Reform 
und der Finanzmittelerhöhung der EG-Strukturfonds. 
Sozialpohtische Auswirkungen des Binnenmarkt- 
programms werden zudem weitere Erleichterungen 
der Freizügigkeit sowie Maßnahmen bei der berufli- 
chen Bildung sein. 

Im übrigen ist das weitere Programm der EG -Kommis- 
sion zur sozialen Dimension zum Teil weder konkret 
genug noch im zeiüichen Ablauf einschätzbar, um alle 
sozialpohtischen Auswirkungen des Binnenmarktes 
überschauen zu können. 

Unmittelbare sozialpohtische Auswirkungen des Bin- 
nenmarktprogrammes der Kommission auf die Ver- 
braucher erwartet die Bundesregierung nicht. 

6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, in 
einem Binnenmarkt ohne Grenzen grundlegende so- 
zialpohtische Prinzipien und Mindeststandards zu ge- 
währleisten, insbesondere für 

— Koahtionsfreüieit und Streikrecht, 

— Unterrichtung, Anhörung, Verhandlung und Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer zur Schaffung einer Wirtschaftsdemokra- 
tie, 

— Schutz, Information und Vertretung der Verbrau- 
cherinnen und Verbraucher, 

— Chancengleichheit von Mann und Frau im Ar- 
beitsleben einschheßhch Frauenförderungsmaß- 
nahmen, 

— Sicherung von Regelarbeitsverhältnissen, 

— Mindesturlaub für alle Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, 

— Mutterschutz und Eltemurlaub, 

— Leistungen für Kinder einschheßhch Kindertages- 
stätten, schuhsche und berufliche Ausbildimg, 

— sozialen Schutz gegen Krankheit, Unfall, Arbeits- 
losigkeit und Alter, 

— Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz, 

— Recht auf Ausbildung und Weiterbildung? 

Zur grundsätzlichen Haltung der Bundesregierung 
zur Frage sozialer Mindeststandards wird auf die ein- 
leitenden Ausführungen und die Antwort zur Frage 
I.IO verwiesen. 

Aus Sicht der Bundesregierung kommen für konkrete, 
rechtiich verbindhche einklagbare Mindestregelun- 
gen für Arbeitnehmer am ehesten folgende Rechtsbe- 
reiche in Frage: Beteihgung der Arbeitnehmer an Ent- 
scheidungen, Chancengleichheit von Mann und Frau 
im Arbeitsleben, Sicherung von Regelarbeitsverhält- 
nissen, Mindesturlaub für alle Arbeitnehmer, Mutter- 
schutz und Elternurlaub. Dazu gehören sollte auch ein 
Verbot der Zwangsarbeit bzw, der Kinderarbeit, eine 
Regelung zum Mindestalter für die Zulassung zur Be- 
schäftigung und der Jugendarbeitsschutz. Die Reah- 
sierungschancen solcher Grundrechte wie auch ande- 
rer in der Frage angesprochener Rechte sind beim 
derzeitigen Stand der Überlegungen auf Gemein- 


schaftsebene noch nicht einzuschätzen. Zur Haltung 
der Bundesregierung zu dem Vorentwurf der EG- 
Kommission vgl. die Antwort zu Frage I. 10. Mitent- 
scheidend dürfte auch sein, ob und wieweit die So- 
zialpartner ihre in der Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses entwickelten Vorstellungen 
weiter konkretisieren werden und damit zusätzhche 
Anstöße an die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
geben können. 

Aus derzeitiger Sicht ist zu einzelnen der in der Frage 
genannten Rechtsbereiche zu bemerken: 

— Die Frage nach der Gewährleistung grundlegen- 
der sozialpohtischer Prinzipien und Mindeststan- 
dards für den Verbraucherschutz, die Verbrau- 
cherinformation und die Vertretung von Verbrau- 
cherinteressen geht von der Hypothese aus, daß 
die Verbraucherpohtik dem Bereich der Sozial- 
pohtik zuzuordnen sei. Diese Einschätzung teilt die 
Bundesregierung nicht. Für sie ist Verbraucher- 
pohtik primär und schwergewichtig Wirtschaftspo- 
htik (siehe die Antwort auf die Frage I. 2). Das ihr 
vor allem dort, aber auch z.B. im gesundheithchen 
Bereich zur Verfügung stehende Instrumentarium 
bietet ausreichende und angemessene Möghch- 
keiten, ein hohes Verbraucherschutzniveau und 
eine wirkungsvolle Verbraucherinteressenvertre- 
tung zu gewährleisten. 

— Hinsichtlich der Regelungen des sozialen Schutzes 
gegen Krankheit, Unfall, Arbeitslosigkeit und Al- 
ter ist folgendes zu beachten: In diesen Bereichen 
weisen die Mitghedstaaten eine Vielzahl sehr un- 
terschiedhcher Rechtssysteme auf, bei denen Har- 
monisierung allenfalls langfristig möghch, jeden- 
falls aber sehr kostenträchtig sein dürfte. Deshalb 
wird die Formuherung von Mindestregelungen, 
wenn sie konkret sein sollen, nur in einer Fassung 
geschehen können, die den unterschiedhchen Sy- 
stemen Rechnung trägt. Dies wäre aber wiederum 
kaum im Sinn einer gemeinschaftsweit gleichwer- 
tig anwendbaren Regelung und ledighch eine we- 
nig nützhche Art von Scheinharmonisierung. Die 
Formuherung von Grundrechten in diesem Be- 
reich wäre nach Auffassung der Bundesregierung 
verfrüht und würde im Hinbhck auf die richterhche 
Ausgestaltung solcher Grundrechte in Einzelfällen 
durch den Europäischen Gerichtshof unkalkuher- 
bare finanzwirksame Folgen haben können. Sie 
würde voraussichthch mehr noch die Wirts chaf flieh 
weniger entwickelten Mitghedstaaten der Ge- 
meinschaft finanzieU überfordem. 

Im Bereich des Arbeitsschutzes hat die am 1. Juh 1987 
in Kraft getretene „Einheithche Europäische Akte“ 
(EEA) mit Artikel 118 a EWG- Vertrag bereits die Mög- 
lichkeit geschaffen, Richthnien zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeit- 
nehmer am Arbeitsplatz zu erlassen. Die Harmonisie- 
rung auf diesem Gebiet soU gemäß Artikel 1 18 a EWG- 
Vertrag bei gleichzeitigem Fortschritt erfolgen. Die 
Bundesregierung, die diese Vorhaben bereits zu ei- 
nem Arbeitsschwerpunkt ihrer Ratspräsidentschaft 
gemacht hatte, wird die Verabschiedung dieser Vor- 
haben weiterhin nachdrückheh unterstützen und sich 
für deren Umsetzung einsetzen. 
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7. Beabsichtigt die Bundesregierung, EG -Rahmenricht- 
linien zur Einbeziehung aller Arbeitsformen in die 
Sozialgesetzgebung und Sozialversicherung vorzu- 
schlagen? Welche ergänzenden Maßnahmen beab- 
sichtigt sie dazu auf nationaler Ebene vorzuschla- 
gen? 

Überlegungen zu EG-Rahmenrichtlinien zur Einbe- 
ziehung aller Arbeitsformen, d.h. auch besonderer Ar- 
beitsformen wie Teilzeitarbeit, job-sharing, befristete 
Arbeitsverhältnisse in die Sozialgesetzgebung und 
das Sozialversicherungssystem, sind angesichts der 
prinzipiell sehr unterschiedlichen Sozialversiche- 
rungssysteme der Mitgliedstaaten verfrüht. Die Bun- 
desregierung beabsichtigt nicht, dies vorzuschlagen. 
Es bleibt im übrigen abzuwarten, ob die Kommission, 
der auch hier ein Initiativrecht zukommt, entspre- 
chende Vorschläge vorlegt. 


8. Strebt die Bundesregierung eine Rahmenrichtlinie zur 
Arbeitszeit und Arbeitsorganisation unter Einschluß 
von Regelungen über maximale wöchentliche und 
jährhche Arbeitsdauer, Mindesterholzeiten, Über- 
stunden, Nacht- und Schichtarbeit an? Wenn ja, mit 
welchen Zielsetzungen? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die 
Einführung des Binnenmarktes ohne Grenzen eine 
umfassende Rahmenrichtlinie mit den in der Frage 
genannten Inhalten erforderlich macht. 

Der aus Gesundheitsschutz-Gesichtspunkten not- 
wendige öffentlich-rechtliche Arbeitszeitschutz ist in 
der Bundesrepublik Deutschland in der Arbeitszeit- 
ordnung und der Gewerbeordnung sowie in den dar- 
auf gestützten Rechtsverordnungen geregelt. Im Ent- 
wurf eines Arbeitszeitgesetzes (BT-Drucksache 11/ 
360) ist vorgesehen, den öffentlich-rechtlichen Ar- 
beitszeitschutz auf alle Arbeitnehmer und auf alle Be- 
schäftigungsbereiche auszudehnen. 

Ebenso wie in der Bundesrepublik Deutschland sind 
die gesetzlichen Regelungen des Arbeitszeit schütz es 
der Arbeitnehmer in den einzelnen Mitgliedstaaten 
historisch gewachsen. Auch die Kompetenzverteilung 
zwischen Staat und Tarifvertragsparteien bei der Re- 
gelung dieser Materie beruht auf einer langen histo- 
rischen Tradition. Die Harmonisierung dieser z.T. un- 
terschiedlichen, z.T. ähnlichen Strukturen auf diesem 
Gebiet ist keine unerläßhche Voraussetzung für das 
Funktionieren des Binnenmarktes. Dies schließt für 
den Bereich des Arbeitszeitschutzes nicht aus, daß es 
eines Tages — unter Wahrung der Gestaltungsspiel- 
räume der Tarifvertragsparteien — auch EG-weit ein- 
heitliche Regelungen geben kann. 

Der Bereich der Arbeitszeitgestaltung ist in besonde- 
rem Maße ein Betätigungsfeld für die Tarif Vertrags- 
parteien. Es hegt im Interesse eines praxisnahen, 
sachgerechten und effektiven Arbeitszeitschutzes, 
wenn die Tarifvertragsparteien grundsätzhch auch 
weiterhin Regelungen über die wöchenthche und ggf. 
jährhche Arbeitszeit, über Mindestruhezeiten, Über- 
stunden, Nacht- und Schichtarbeit treffen, wie dies 
bereits heute in der tarifvertraghchen Praxis ge- 
schieht. Die Bundesregierung setzt sich im übrigen 
dafür ein, die Sozialpartner auch im Rahmen des so- 


zialen Dialogs um weitere Erörterungen zur Schaf- 
fung sozialer Grundrechte zu bitten. 

9. Welche Maßnahmen schlägt die Bundesregierung 
vor, um die Ausweitung und volle Anwendung der 
Richtlinien zur Chancengleichheit von Frauen und 
Männern zu erreichen, und welche Haltung nimmt 
die Bundesregierung zu dem EG-Richtünienvor- 
schlag zur Beweislast im Bereich des gleichen Ent- 
gelts und der Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern ein? 

Durch die Gleichbehandlungs- Richtlinien des Rates 

— 75/117/EWG (Entgelt), 

— 76/207/EWG (Zugang zum Beruf), 

— 79/7/EWG (Gesetzliche Systeme der sozialen Si- 
cherheit) , 

— 86/378/EWG (Betriebhche Systeme der sozialen 
Sicherheit) und 

— 86/613/EWG (Selbständige Erwerbstätigkeit) 

konnte bereits in zahlreichen Bereichen die rechtliche 
Gleichstellung von Frauen und Männern verwirkhcht 
bzw. vorbereitet werden. Die Bundesregierung unter- 
stützt grundsätzlich die Vorschläge der EG-Kommis- 
sion für weitere Regelungen zur Verwirkhchung der 
Chancengleichheit, d.h. zu den zur Zeit beratenen 
RichÜinien zur ergänzenden Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung bei den gesetzh- 
chen und betrieblichen Systemen der sozialen Sicher- 
heit und zur Beweislast. Nach Auffassung der Bundes- 
regierung sind neben diesen Vorschlägen weitere 
Maßnahmen nicht erforderlich. 

Mit dem Richtlinienvorschlag zur Beweislast soll die 
Durchsetzbarkeit aller auf Rechtsakten der Gemein- 
schaft beruhenden Vorschriften, in denen der Grund- 
satz der Gleichbehandlung von Frauen und Männern 
verankert ist, erhöht werden. Damit werden vom 
Richthnienvorschlag der Artikel 119 des EWG -Vertra- 
ges und die obengenannten Gleichbehandlungs- 
Richtlinien erfaßt. 

Unter griechischer Präsidentschaft wurde ein Global- 
kompromiß über den Richthnienvorschlag erzielt, der 
sich im wesenthchen auf eine Regelung der Beweis- 
lastfrage beschränkt. Die Bundesregierung hat die- 
sem Kompromiß zugestimmt; der Richtlinienvor- 
schlag konnte aber bisher wegen der fehlenden Zu- 
stimmung der britischen Delegation noch nicht mit 
der notwendigen Einstimmigkeit im Rat der EG ver- 
abschiedet werden. 

Mit dem Richthnienvorschlag zur ergänzenden Ver- 
wirkhchung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
ist die abschheßende Einbeziehung bislang noch aus- 
stehender Bereiche in die Gleichbehandlung ange- 
strebt. Dabei handelt es sich um gesetzhche und be- 
triebhche Leistungen für Hint erbheb ene sowie be- 
stimmte Famihenleistungen (Kindergeld und Ge- 
burts- oder Adoptionsbeihilfen). 

10. Wird die Bundesregierung sich für eine EG-Richtli- 
nie zum Eltemurlaub einsetzen? 
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Der von der EG -Kommission bereits vor einigen Jah- 
ren vorgelegte Richtlinienvorschlag über Eltemurlaub 
und Urlaub aus familiären Gründen (z. B. Krankheit 
eines Ehegatten oder Kindes) scheiterte bislang am 
harten Widerstand einiger Mitgliedstaaten, Im Jahr 
1986 von der EG-Kommission angekündigte Ände- 
rungsvorschläge wurden bislang nicht vorgelegt. Die 
Bundesregierung hat — trotz Vorbehalten zu Detail- 
fragen — diesen Vorschlag grundsätzlich unterstützt. 
Sie lehnt dabei allerdings — wie die Mehrheit der 
Mitgliedstaaten — einen „Urlaub aus familiären 
Gründen" ab. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn der 
Vorschlag zum „Elternurlaub" mit entsprechenden 
Änderungsvorschlägen der Kommission weiter bera- 
ten würde. 


11. Wann werden nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Vorbereitungen der EG-Kommission zur Einrich- 
tung eines gemeinschaftlichen Systems für einen ra- 
schen Informations- und Erfahrungsaustausch über 
Gesundheit, Sicherheit und Hygiene am Arbeits- 
platz abgeschlossen sein? 

Die EG-Kommission hat am 24. Februar 1988 eine Ent- 
scheidung (gemäß Artikel 189 EWG- Vertrag) über die 
Verbesserung der Information im Bereich Sicherheit, 
Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am Arbeits- 
platz auf der Grundlage des Artikels 118 a EWG-Ver- 
trag erlassen. Diese Entscheidung sieht Informations- 
pfhchten der Mitgliedstaaten über sämtliche Vor- 
schriften vor, die den Bereich Arbeitsschutz zum Ge- 
genstand haben. Wann die Einrichtung dieses Sy- 
stems im einzelnen abgeschlossen sein wird, kann 
noch nicht abgesehen werden. Es ist jedoch mit einer 
längeren Anlaufphase zu rechnen. 


12. Welche konkreten Maßnahmen werden nach Kennt- 
nis der Bundesregierung von der EG-Kommission 
zur Verbesserung der Organisation der betriebsärzt- 
lichen Dienste angestrebt, und welche zusätzlichen 
Maßnahmen auf nationaler Ebene hält die Bundes- 
regierung in dieser Hinsicht für erforderlich? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob die EG- 
Kommission spezielle Maßnahmen zur Verbesserung 
der Organisation der betriebsärztlichen Dienste an- 
strebt. 

Der Richtlinienvorschlag über die Durchführung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer am Arbeits- 
platz (sog. neue Rahmenrichtlinie) sieht u.a. allgemein 
vor, daß der Arbeitgeber einen oder mehrere Arbeit- 
nehmer benennt, die er mit der Organisation von 
Maßnahmen zur Verhütung berufsbedingter Gefah- 
ren im Betrieb beauftragt. Je nach Größe des Betrie- 
bes und der dort möglichen Gefahren können diese 
Aufgaben auch vom Arbeitgeber selbst oder von au- 
ßerbetrieblichen Fachleuten (Personen oder Dienste) 
wahrgenommen werden. Die Richtlinie schreibt vor, 
daß die Tätigkeiten dieser beauftragten Arbeitneh- 
mer und außerbetrieblichen Personen oder Dienste im 
Einvernehmen mit dem betriebsärztlichen Dienst aus- 
geübt werden. Diese Regelungen sind in der Bundes- 


republik Deutschland bereits durch das Arbeitssicher- 
heitsgesetz (Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsin- 
genieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit) 
verwirklicht. Das Arbeitssicherheitsgesetz ist ein all- 
seits akzeptierter und praktikabler gesetzlicher Rah- 
men für die betriebsärztliche Betreuung. Zusätzliche 
Maßnahmen auf nationaler Ebene hält die Bundesre- 
gierung daher gegenwärtig nicht für erforderlich. 


13. Kann die Bimdesregiening Auskunft geben zum 
Stand der Arbeiten zur Aufstellung eines europäi- 
schen Verzeichnisses der Berufskrankheiten? 

Die EG-Kommission beabsichtigt, die Berufskrank- 
heiten- Empfehlung vom 23. Juli 1962 und 20. Juli 
1966 zu überarbeiten und eine aktualisierte Europäi- 
sche Liste der Berufskrankheiten aufzustellen. Zur 
Unterstützung dieser Arbeiten haben im zweiten 
Halbjahr 1988 insgesamt drei Konsultationen mit na- 
tionalen Sachverständigen stattgefunden. 

Nach einer weiteren Sachverständigen-Konsultation 
am 29./30. März 1989 sind die Arbeiten abgeschlossen 
worden. Die Vertreter der EG-Kommission haben in 
Aussicht gestellt, in Kürze in der Kommission Be- 
schluß zu fassen und die „Empfehlung der Kommis- 
sion an die Mitgliedstaaten betreffend die Annahme 
einer Europäischen Liste der Berufskrankheiten" zu 
veröffentlichen. 


14. Welche Vorschläge wird die Bundesregierung zur 

— Sicherung von Mindestansprüchen aller Bürge- 
rinnen und Bürger beim Zugang zu Gesundheits- 
diensten imd öffentiichen Einrichtungen, 

— für eine Sicherung des Verbraucher-Schutz- 
niveaus auf europäischer Ebene 

machen? 

Im Hinblick auf die sehr unterschiedlichen Gesund- 
heitssysteme in der Gemeinschaft wäre mit erhebli- 
chen Schwierigkeiten bei der Vereinbarung von Min- 
destansprüchen zu rechnen. 

Die Bundesregierung sieht auch keine Notwendigkeit 
für gemeinschaftliche Regelungen zur Sicherung von 
Mindestansprüchen beim Zugang zu Gesundheits- 
diensten und öffentlichen Einrichtungen. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist durch das Sy- 
stem der Krankenversicherung und die Leistungen 
der Sozialhilfe sichergestellt, daß jedem, der Leistun- 
gen der Gesundheitsdienste in Anspruch nehmen 
will, diese auch zugänglich sind. Die Bundesregie- 
rung wird keine eigenen Vorschläge für Gemein- 
schaftsregelungen hierzu machen. Vorschläge der 
EG-Kommission bleiben abzuwarten. 

Ebenso ist es Aufgabe der EG-Kommission, Vor- 
schläge zur Sicherung des Verbraucherschutzniveaus 
auf europäischer Ebene zu machen. Die Bundesre- 
gierung wird alle derartigen Vorschläge im Einzel- 
fall sorgfältig prüfen, ob sie dem Postulat des Arti- 
kels 100a Abs. 3 EWG-Vertrag („hohes Schutz- 
niveau") Rechnung tragen. 
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15. Beabsichtigt die Bundesregierung, auf EG-Ebene 
Vorschläge zur Sicherung von Mindestansprüchen 
zu machen, die allen Bürgerinnen und Bürgern gesi- 
cherte Lebensgrundlagen bieten, insbesondere bei 
Arbeitslosigkeit und im Alter? 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es mit der 
Sozialhilfe ein gut ausgebautes Leistungssystem, das 
den Mindestbedarf jeder hilfsbedürftigen Person ab- 
deckt. Darüber hinausgehende bedürfnisunabhän- 
gige Leistungen in Form eines Mindesteinkommens, 
z. B. einer Grundrente, lehnt die Bundesregierung ab. 
Dies widerspräche dem insbesondere in der Sozialver- 
sicherung geltenden Äquivalenzprinzip zwischen 
Beitrag und Leistung, das z. B. auch in dem Eigen- 
tumscharakter von Rentenansprüchen zum Ausdruck 
kommt. 

Im übrigen hält die Bundesregierung die bestehenden 
nationalen Regelungen der Sozial- und Arbeitslosen- 
versicherung für ausreichend. Regelungen der Ge- 
meinschaft hält sie aus den in der Antwort zur 
Frage 1. 3 beschriebenen Gründen weder für notwen- 
dig noch in absehbarer Zeit realisierbar. 

16. Ist die Bundesregierung bereit, sich bei der EG-Kom- 
mission einzusetzen für die Vorlage von Richtlinien 
zur Freizügigkeit der Personen, insbesondere zur 

— Anerkennung der beruflichen Bildungsab- 
schlüsse und Diplome, 

— Vereinfachung der Regeln für Übertragung von 
Ansprüchen in der Sozialversicherung, 

— Kommunales Wahlrecht für Ausländerinnen und 
Ausländer, 

— Recht auf Ausbildung und ständige Weiterbil- 
dung, 

— Schaffung eines europäischen Bildungsurlaubs? 

Die EG-Kommission plant, dem Rat eine Richtlinie 
über die Anerkennung beruflicher Befähigungsnach- 
weise unterhalb der Hochschuldiplome vorzuschla- 
gen. Der Inhalt des Vorschlags ist der Bundesregie- 
rung noch nicht bekannt. Sie kann deshalb auch noch 
nicht dazu Stellung nehmen; sie wird jedoch darauf 
achten, daß aufwendige Verwaltungsverfahren ver- 
mieden werden. 

Die Bundesregierung unterstützt die Feststellung von 
Entsprechungen der nationalen beruflichen Befähi- 
gungsnachweise, weil sie darin eine Verbesserung 
der Transparenz des europäischen Arbeitsmarktes zur 
Unterstützung der Freizügigkeit sieht. 

Die Pohtik der Bundesregierung ist darauf gerichtet, 
jedem Bürger Chancen für seine Aus- und Weiterbil- 
dung zu verschaffen. Einen Richtlinienvorschlag der 
EG, der ein einklagbares „Recht auf Ausbildung und 
ständige Weiterbildung" beinhalten würde, könnte 
die Bundesregierung aus ordnungspolitischen und 
rechtlichen Gründen nicht unterstützen. Sie ver- 
spricht sich von dem bei uns funktionierenden, frei- 
v^ligen Zusammenwirken aller Beteihgten (Sozial- 
partner, Bund und Länder), der Eigeninitiative der 
einzelnen und der Betriebe und den bewährten In- 
strumenten flankierender staatlicher Unterstützung 
mehr Erfolg bei der Stärkung der Aus- und Weiterbil- 


dungsbereitschaft und der Bereitstellung von Aus- 
und Weiterbildungsplätzen, 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Frei- 
stellung von Arbeitnehmern zu Weiterbildungszwek- 
ken so flexibel und praxisnah wie möghch zu regeln ist. 
Ein besonders geeigneter Weg dafür ist die tarifvertrag- 
liche Vereinbarung: Tarifliche Regelungen bieten am 
ehesten die Möglichkeit zu einem befriedigenden Aus- 
gleich der vielfältigen, einander teilweise widerspre- 
chenden Interessen von Arbeitnehmern und Arbeitge- 
bern und erlauben, regionale und branchenspezifische 
Besonderheiten zu berücksichtigen. Als freie Vereinba- 
rungen werden sie im Gegensatz zu gesetzlichen Rege- 
lungen von keinem der Sozialpartner als auf gezwun- 
gen empfunden. Nach vorliegenden Erhebungen ma- 
chen nur ca. 3 % der Arbeitnehmer, denen aufgrund 
landesgesetzlicher Regelungen ein Anspruch auf Bil- 
dungsurlaub zusteht, von dieser Möghchkeit Ge- 
brauch. Es ist nicht zu erwarten, daß sich diese Quote 
durch den Erlaß von EG -Richtlinien zum Bildungsur- 
laub wesentlich erhöhen würde. Die Bundesregierung 
sieht deshalb keinen Anlaß, sich für die Schaffung ent- 
sprechender Richthnien einzusetzen. 

Die Bundesregierung sieht keine Notwendigkeit für 
eine „Richtiinie zur Vereinfachung der Regel für Über- 
tragung von Ansprüchen in der Sozialversicherung", 
weil durch die EG-Verordnung 1408/71 über die An- 
wendung der Systeme der Sozialen Sicherheit auf Ar- 
beitnehmer, Selbständige sowie deren Familienange- 
hörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwan- 
dem, bereits ein alle Zweige der Sozialversicherung 
umfassendes Regelungssystem zur Wahrung der An- 
sprüche in der Sozialversicherung besteht. 

Die EG-Kommission hat bereits im Juni 1988 einen 
Vorschlag für eine Richtiinie des Rates über das Wahl- 
recht der Staatsangehörigen der Mitghedstaaten bei 
den Kommunalwahlen im Aufenthaltsstaat vorgelegt. 
Wie die Kommission in der Begründung zu dem Vor- 
schlag ausführt, könnte eine solche Regelung als poli- 
tische Ergänzung der wirtschaftiichen und sozialen 
Integration gesehen werden. Nach Auffassung der 
Kommission erleichtert die Anerkennung des kom- 
munalen Wahlrechts im Aufenthaltsland den freien 
Personenverkehr. Der Vorschlag wirft schwierige ver- 
fassungsrechtliche und gemeinschaftsrechtliche Fra- 
gen auf, die z. Z. eingehend geprüft werden. 

17. Wann werden nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Hemmnisse, die der Freizügigkeit immer noch 
entgegenstehen, in welcher Weise beseitigt? 

In Artikel 8 a, der durch die Einheitliche Europäische 
Akte in den EWG-Vertrag aufgenommen worden ist, 
verpflichtet sich die Gemeinschaft, bis zum 31. De- 
zember 1992 den Binnenmarkt schrittweise zu ver- 
wirklichen. Dieser umfaßt einen Raum ohne Binnen- 
grenzen, in dem der freie Personenverkehr gemäß den 
Bestimmungen des EWG-Vertrages gewährleistet ist. 
Die Bundesregierung geht davon aus, daß alle hierzu 
erforderlichen Maßnahmen bis zu dem genannten 
Zeitpunkt getroffen werden. Soweit die EG für die zur 
Herstellung der Freizügigkeit zu treffenden Maßnah- 
men die Kompetenz besitzt, hegt die Verantwortung 
für die Einhaltung dieses Termins bei Kommission 
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und Rat der EG. Die Kommission hat dem Rat im April 
1989 einen Vorschlag zur Änderung der Freizügig- 
keitsverordnung (Verordnung (EWG) Nr. 1612/68) 
und der Aufenthaltsrichtlinie (Richtlinie 68/360/EWG) 
vorgelegt. Wann die Beratungen im Rat zum Abschluß 
gebracht werden können, läßt sich angesichts der 
rechtlich schwierigen und politisch sensiblen Materie 
nicht absehen. Die Bundesregierung wird weiterhin 
alles in ihren Kräften Stehende tun, damit zum 31. De- 
zember 1992 der große Binnenmarkt Wirkhchkeit 
wird. 

Um das Ziel der Freizügigkeit durch Maßnahmen im 
Bereich der mitgliedstaatüchen Kompetenz zu unter- 
stützen, haben die Einwanderungsminister der zwölf 
Mitghedstaaten am 20. Oktober 1986 in London einen 
Ad-hoc-Ausschuß eingesetzt, der Ausgleichsmaßnah- 
men für die geplante Abschaffung der Grenzkontrol- 
len, z. B. beim Kampf gegen Terrorismus, Kriminali- 
tät, Drogenmißbrauch und illegale Einwanderung, 
vorbereiten soll. Die Gruppe hat bei ihren intensiven 
Beratungen bereits wichtige Fortschritte erzielt. Der 
Stand der Arbeiten wird in einem Bericht der Einwan- 
derungsminister für den Europäischen Rat in Madrid 
am 26. /27. Juni 1989 dargelegt werden. 

Im übrigen wird auf die Antwort zur Frage VI. 2.6 ver- 
wiesen. 

18. Beabsichtigt die Bimdesregiemng, sich für eine EG- 
Richtlinie zur Erstellung europäischer Sozialbilan- 
zen einzusetzen? 

Mit Sozialbilanzen lassen sich sozialrelevante Daten 
des Unternehmens wie Personalstruktur und -bewe- 
gungen, betriebhche Sozialleistungen und Maßnah- 
men zur Verbesserung der Arbeitswelt darstellen. So- 
zialbilanzen sagen damit für sich noch nicht unbe- 
dingt etwas über die Effizienz der betrieblichen So- 
zialpohtik und die Zweckmäßigkeit der Gestaltung 
betrieblicher Organisationen und Abläufe unter sozia- 
lem Aspekt aus. So können beispielsweise hohe be- 
triebliche Sozialaufwendungen im Gegenteil Folge 
unzureichender betrieblicher Organisationen und 
Abläufe sein. 

Aufgrund des Bilanzrichüinien- Gesetzes, mit dem das 
deutsche Recht an die Vierte Richtlinie der EG über 
den Jahresabschluß und die Siebente Richtlinie der 
EG über den Konzernabschluß angepaßt wurde, sind 
alle Kapitalgesellschaften verpflichtet, einen Jahres- 
abschluß und Lagebericht und, soweit sie Mutterun- 
ternehmen von Konzernen sind, unter den Vorausset- 
zungen der §§ 290 ff. Handelsgesetzbuch auch einen 
Konzemab Schluß aufzustellen. Mit Ausnahme der La- 
geberichte kleiner Kapitalgesellschaften sind diese 
Unterlagen auch offenzulegen. Die gesetzhchen Vor- 
schriften über die Publizität berücksichtigen nicht nur 
die Informationsbedürfnisse der Gesellschafter und 
Gläubiger, sondern auch der Arbeitnehmer und ihrer 
Vertretungen. Mit einer Verpflichtung zur Aufstel- 
lung betrieblicher Sozialbilanzen in standardisierter 
Form könnte es zwar zu einem gewissen Informations- 
gewinn, insbesondere für Außenstehende, kommen. 
Für die Wahrnehmung der Arbeitnehmerinteressen 
durch die betrieblichen Arbeitnehmervertretungen 
dürften solche Sozialbilanzen dagegen kaum Bedeu- 


tung erlangen, da diesen Arbeitnehmervertretungen 
bereits nach geltendem Recht Informationen zugäng- 
lich sind, die wesentlich über den Inhalt einer — zu 
veröffentlichenden — Sozialbilanz hinausgehen. Es 
ist daher zu bezweifeln, ob der mit der Erstellung der- 
artiger Bilanzen verbundene Verwaltungsaufwand 
gerechtfertigt ist. 

Die Bundesregierung hat deshalb nicht die Absicht, 
sich für eine EG-Richtlinie zur Erstellung europäi- 
scher Sozialbilanzen einzusetzen. 


V/. Im Arbeitsprogramm der Kommission enthaltene, 
den europäischen Sozialraum betreffende Maßnah- 
men 

1. Strukturinstrumente 

1.1 Wie beurteilt die Bundesregierung die Verordnungs- 
vorschläge der EG-Kommission für eine Reform der 
Funktionsweise des Europäischen Fonds für die re- 
gionale Entwicklung, des Europäischen Sozialfonds 
und des Ausrichtungsfonds für die Landwirtschaft? 

Der Einfluß der EG-Kommission auf Gestaltung und 
Durchführung der gemeinschaftlichen Strukturpolitik 
ist gewachsen. Bei Ausübung ihrer Befugnisse ist die 
Kommission jedoch in wesentlichen Fragen an die 
Zustimmung der Mitghedstaaten gebunden. Daher ist 
eine partnerschafüiche Zusammenarbeit bei Gemein- 
schaftsaktionen der Strukturpohtik erforderhch. 

Der vorgesehene Einsatz mehrerer Fonds und Finanz- 
instrumente zur Erreichung einzelner Ziele erfordert 
sowohl auf der Ebene der EG als auch auf nationaler 
Ebene eine enge horizontale und vertikale Koordinie- 
rung gemeinschaftiich finanzierter Aktionen. Die 
hierzu in der Ko ordinierungs- Verordnung entwickel- 
ten Verfahren wollte die Bundesregierung „schlan- 
ker" und unbürokratischer gestalten. Sie hat dafür 
aber nicht die notwendige Unterstützung bei anderen 
Mitghedstaaten und der Kommission erfahren. 

Aufgrund der wirtschafts- und europapohtischen Be- 
deutung der Reform der gemeinschafthchen Struktur- 
pohtik hat die Bundesregierung sowohl der Rahmen- 
Verordnung als auch den Durchführungs- Verordnun- 
gen zugestimmt, obwohl dabei nicht alle deutschen 
Wünsche berücksichtigt worden sind. 


1.2 Hält die Bundesregierung die Gemeinschaftsinstru- 
mente gemäß Artikel 130 b ff. EWG-Vertrag für aus- 
reichend, um den in Artikel 130 a EWG-Vertrag aus- 
drückhch als Ziel der Gemeinschaft benannten wirt- 
schafthchen und sozialen Zusammenhalt zu fördern, 
und welche Ergänzungen will sie gegebenenfalls 
Vorschlägen? 

Die Bundesregierung hält die Gemeinschaftsinstru- 
mente gemäß Artikel 130b ff. EWG-Vertrag für aus- 
reichend, um den wirtschaftlichen und sozialen Zu- 
sammenhalt zu fördern. 

Die Finanzmittel für die 3 Fonds werden bis 1993 real 
verdoppelt. Für den Zeitraum 1988 bis 1992 sind über 
53 Mrd. ECU (in Preisen von 1988) vorgesehen. 
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Diese Mittel sollen insbesondere auf die unter das 
Ziel 1*) fallenden Regionen — bei uns in der Bundes- 
republik Deutschland gibt es im Gegensatz zu den 
Zielen 2 bis 5 * ) davon keine — konzentriert werden, 
damit die extreme Strukturschwäche dieser Regionen 
überwunden wird und sie im Wettbewerb künftig bes- 
ser bestehen können. Der europäische Binnenmarkt 
sollte damit einhergehen, die unterschiedlichen Le- 
bensverhältnisse der einzelnen Regionen in Europa 
einander anzunähern. 


1.3 Wie beurteilt die Bundesregierung den Verord- 
nungsvorschlag zur Koordinierung der Interven- 
tionsverfahren der Fonds untereinander sowie mit 
den Finanzinstrumenten? 

Bei den Verhandlungen in Brüssel hat sich die deut- 
sche Delegation um ein möglichst unbürokratisches 
Planungs- und Kontrollsystem sowie ein möglichst ef- 
fizientes Verwaltungs verfahren bei der Anwendung 
der Verordnungen bemüht. Dabei konnten Verbesse- 
rungen erreicht werden. Die Kommission hat darüber 
hinaus zugesichert, daß es auch ihr Interesse sei, bei 
der Durchführung der Verordnungen unvertretbaren 
Verwaltungsaufwand zu vermeiden. 


2. Einzelvorschläge der Kommission 

2.1 Hält die Bundesregierung die vorliegenden Vor- 
schläge für Rahmenrichtiinien über Maßnahmen für 
den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer für ausreichend, und welche Ergän- 
zungen hält sie gegebenenfalls für erforderlich, um 
die erreichten Standards in der Bundesrepublik 
Deutschland zu sichern und weiterentwickeln zu 
können? 

Die Bundesregierung sieht in der sog. neuen Rahmen- 
richtlinie eine ausreichende Grundlage für Maßnah- 
men zur Verbesserung des Arbeitsschutzes. Diese 
Einschätzung beruht zum einen auf der weiten Fas- 
sung der grundlegenden Rechte und Pflichten der 
Arbeitgeber, Arbeitnehmer und ihrer Vertreter und 
zum anderen auf der gewählten Konzeption von Rah- 
menrichtlinie und zugehörigen Einzelrichtlinien; 
diese Systematik erlaubt es, bei Bedarf bestimmte Re- 
gelungsbereiche, die für die Arbeitssicherheit und 
den Gesundheitsschutz von Bedeutung sind, in der 
Rahmenrichtlinie anzuführen — und damit die vorge- 
nannten allgemeinen Rechte und Pflichten verbind- 
lich zu machen — und gleichzeitig für diese Rege- 
lungsbereiche ergänzende spezielle Bestimmungen 
in Einzelrichtlinien zu treffen. 

Zur Sicherung und Weiterentwicklung der in der Bun- 
desrepubhk Deutschland erreichten Standards siehe 
Antwort zur Frage VI. 2.2. 


*) Das Ziel 1 beinhaltet die Förderung der Entwicklung der 
Regionen mit Entwicklungsrückstand, Ziel 2 die Umstellung 
der von der rückläufigen industriellen Entwicklung schwer 
betroffenen Gebiete, Ziel 3 die Bekämpfung der Langzeitar- 
beitslosigkeit, Ziel 4 die berufliche Einghederung der Ju- 
gendlichen, Ziel 5 u. a. die Förderung der Entwicklung des 
ländhchen Raumes. 


2.2 Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß na- 
tionale weitergehende Standards so lange erhalten 
bleiben, bis mindestens gleichwertige europäische 
Standards bestehen und daß nationale Weiterent- 
wicklungen möglich bleiben? 

Auf die Antwort zur Frage V. 6 wird Bezug genom- 
men. Ergänzend wird bemerkt, daß es sich bei den auf 
die neue Rechtsgrundlage des Artikels 118 a EWG- 
Vertrag gestützten Richtlinien um Mindestvorschrif- 
ten handelt. Die auf diesem Gebiet bestehenden deut- 
schen Vorschriften, die weitergehen als das Gemein- 
schaftsrecht, können also beibehalten werden. Auch 
ihre Weiterentwicklung bzw. der Erlaß neuer Vor- 
schriften wird durch diese Richthnie nicht verhin- 
dert. 


2.3 Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag für 
eine Richtlinie über die Mindestanforderungen an 
den Gesundheitsschutz und die Sicherheit am Ar- 
beitsplatz sowie beim Umgang mit Maschinen, Ge- 
räten, Werkzeugen, Produkten und Anlagen (Richt- 
linien-Paket Arbeitsschutz)? 

Die Bundesregierung beurteilt das „Richtlinien- Paket 
Arbeitsschutz'', insbesondere die Richtlinien- Vor- 
schläge 

— neue Rahmenrichtlinie, 

— Arbeitsstätten, 

— Benutzung von Maschinen und 

— Benutzung persönlicher Schutzausrüstungen, 

positiv. Dieses Richtlinien- Paket wird als wichtiger 
Teil der sog. „sozialen Komponente" gesehen, die die 
Schaffung des europäischen Binnenmarktes begleiten 
muß. Die Richtlinienvorschläge haben für die Bundes- 
republik Deutschland u. a. auch dadurch große Be- 
deutung, daß sie alle Beschäftigungsgruppen (ge- 
werbliche und nichtgewerbhche Arbeitnehmer, Be- 
schäftigte im öffentlichen Dienst und in der Landwirt- 
schaft) erfassen und so bei der Umsetzung in nationa- 
les Recht eine gewisse Vereinheitlichung des Arbeits- 
schutzrechts erreicht werden könnte. 

Zu diesem Richtlinienpaket sind inzwischen bei vier 
Vorhaben gemeinsame Standpunkte durch den Rat 
festgelegt worden. Dies zeigt, daß der bereits unter 
deutscher EG-Präsidentschaft initiierte und prakti- 
zierte Ansatz, mit der sozialen Flankierung im Bereich 
des Arbeitsschutzes zu beginnen, erfolgreich war. 

2.4 Bestehen aus der Sicht der Bundesregierung Beden- 
ken, gegebenenfalls welche, gegen den Vorschlag 
für eine Richtlinie zur Regelung des Gesundheits- 
schutzes und der Sicherheit am Arbeitsplatz? 

Aus Sicht der Bundesregierung bestehen gegen den 
Richtlinienvorschlag nicht nur keine Bedenken. Die 
Bundesregierung hat diesen Vorschlag mit initiiert 
und mit großem Engagement vorangetrieben. Er wird 
insbesondere wegen der grundlegenden Festschrei- 
bung der Rechte und Pflichten von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern im Bereich des Arbeitsschutzes sowie 
der Einbeziehung aller Beschäftigungsgruppen von 
der Bundesregierung nachdrücklich unterstützt. Im 
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übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen VL 2.1 
bis 2.3 Bezug genommen. 

2.5 Wie beurteilt die Bundesregierung den inzwischen 
vorliegenden Vorschlag für eine Verordnung über 
die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmerin- 
nen und Wanderarbeitnehmer: Familienleistungen, 
Renten und Überarbeitung bestehender Verordnun- 
gen? 

Die auf die Verordnung Nr. 3 über die Soziale Sicher- 
heit der Wanderarbeitnehmer (in Kraft getreten am 
1. Oktober 1958) zurückgehende Verordnung 1408/71 
vom 14. Juni 1971 über die Anwendung der Systeme 
der Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer, Selbstän- 
dige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb 
der Gemeinschaft zu- und abwandern, muß regelmä- 
ßig revidiert werden, da sich das jeweihge nationale 
Recht in den zwölf Mitgliedstaaten ändert, die Recht- 
sprechung des Europäischen Gerichtshofs zu einzel- 
nen Bestimmungen der Verordnung zu berücksichti- 
gen ist oder Verbesserungen vorgenommen werden 
sollen, wie z. B. eine Ausweitung des Kreises der ge- 
schützten Personen. 

Derzeit liegen folgende Vorschläge zur Änderung der 
Verordnung 1408/71 vor; 

a) Verordnungsvorschlag „Beschäftigungslose Ar- 
beitnehmer“ 

b) Verordnungsvorschlag „Beitragsunabhängige Lei- 
stungen“ 

c) Verordnungsvorschlag „Technische Anpassungen 
im Rahmen der Erweiterung“ 

d) Verordnungsvorschlag „Familienleistungen“ 

e) Verordnungs vor schlag „verschiedene Änderun- 
gen“. 

Zu den Vorschlägen im einzelnen vgl. Antwort zur 
Frage VI. 2.6. 


2.6. Wann ist nach Kenntnis der Bundesregierung mit 
der Verabschiedung der vorstehend genannten 
Verordnungs- und Richtlinienvorschläge durch den 
Rat zu rechnen bzw. welche Gründe haben den Rat 
im einzelnen bisher an der Verabschiedung gehin- 
dert? 

Ein genauer Termin der Verabschiedung der Richt- 
hnien 

— neue Rahmenrichtiinie, 

— Arbeitsstätten, 

— Benutzung von Maschinen und 

— Benutzung von persönlichen Schutzausrüstungen 

ist nicht bekannt. Inzwischen hat jedoch der Rat ge- 
meinsame Standpunkte zu diesen Richthnien verab- 
schiedet. Eine endgültige Verabschiedung dieser 
Richtlinien ist daher bis zum Herbst dieses Jahres zu 
erwarten. 

Zu den in der Antwort zu VI. 2. 5 genannten Verord- 
nungsvorschlägen läßt sich hinsichtlich des zeitlichen 
Rahmens folgendes mitt eilen: 


a) Verordnungsvorschlag „Beschäftigungslose Ar- 
beitnehmer" 

Der Vorschlag wird seit 1980 beraten. Eine Eini- 
gung konnte bislang nicht erzielt werden, da die 
Vorstellungen über die Voraussetzungen für den 
Bezug von Leistungen bei Arbeitslosigkeit trotz 
Wohnortwechsels in einen anderen Mitghedstaat 
sowie die Finanzierung noch erheblich voneinan- 
der abwichen. Obwohl die Beratungen seit einiger 
Zeit wieder intensiviert wurden, ist mit einer Ver- 
abschiedung durch den Rat in nächster Zeit nicht 
zu rechnen. 

b) Verordnungsvorschlag „Beitragsunabhängige Lei- 
stungen“ 

Der Verordnungsentwurf geht auf eine Anzahl von 
Urteilen des Europäischen Gerichtshofs zurück, in 
denen verschiedene Leistungen einiger Mitglied- 
staaten (nicht der Bundesrepubhk Deutschland) als 
exportpflichtige Leistungen der Sozialen Sicher- 
heit bezeichnet wurden. Durch den Verordnungs- 
entwurf soll eine Klarstellung erfolgen, was zu den 
exportpflichtigen Leistungen der Sozialen Sicher- 
heit gehört und was nicht. Eine Verabschiedung 
durch den Rat ist bislang stets durch den Vorbehalt 
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten gescheitert. 

c) Verordnungsvorschlag „Technische Anpassungen 
im Rahmen der Erweiterung“ 

Durch den Beitritt von Spanien und Portugal zur 
Gemeinschaft sind zahlreiche technische Anpas- 
sungen der Verordnung 1408/71 erforderhch. We- 
gen eines von Frankreich eingelegten Vorbehaltes 
konnte dieser Vorschlag bis jetzt nicht verabschie- 
det werden. 

d) Verordnungsvorschlag „Familienleistungen“ 

Die Verordnung 1408/71 sieht derzeit ein Sonder- 
system für in Frankreich beschäftigte EG -Staatsan- 
gehörige, die Famihen in anderen Staaten haben, 
bei den Famihenleistungen vor. Danach gilt für 
diese das sog. Wohnlandprinzip, während in allen 
anderen elf Mitgliedstaaten das sog. Beschäfti- 
gungslandprinzip Anwendung findet. Der Euro- 
päische Gerichtshof hat dieses Sondersystem für 
Frankreich als nichtig erklärt. Dem von der Kom- 
mission daraufhin vorgelegten Vorschlag mit dem 
Ziel, einheithch das Beschäftigungslandprinzip 
einzuführen, konnte Frankreich bislang nicht zu- 
stimmen. Der von Frankreich vorgelegte Kompro- 
mißvorschlag, nach dem zwischen den eigenth- 
chen Famihenbeihilfen, wie z. B. Kindergeld, und 
Fanühenleistungen, wie z. B. Beihilfen zum Schul- 
beginn, unterschieden werden sollte, konnte man- 
gels Einstimmigkeit ebenfalls nicht angenommen 
werden. Auch von deutscher Seite bestehen noch 
Vorbehalte wegen der gleichfalls geplanten Einbe- 
ziehung der Selbständigen und wegen unzurei- 
chender Ausgestaltung der Regeln beim Zusam- 
mentreffen von Leistungen. Mit einer baldigen 
Verabschiedung im Rat ist deshalb nicht zu rech- 
nen. 
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e) Verordnungsvorschlag „Verschiedene Änderun- 
gen" 

Dieser Vorschlag sieht eine Anpassung der Ver- 
ordnung 1408/71 und der Durchführungsverord- 
nung 574/72 infolge der materiellen und redaktio- 
nellen Änderungen im nationalen Recht der jewei- 
ligen Mitgliedstaaten vor. Die Beratungen des Vor- 
schlages sind noch nicht so weit vorangeschritten, 
daß abzusehen ist, zu welchem Zeitpunkt der Rat 
diese Verordnung verabschieden könnte. 

VIL Ausbau der Wirtschaftsdemokratie 

1 . Wird die Bundesregierung, gegebenenfalls mit wel- 
chen konkreten Zielen, sich auf europäischer Ebene 
einsetzen für Rahmenrichtlinien zur Information, 
Konsultation und Verhandlung über das Verhalten 
der Unternehmen im gemeinsamen Markt? 

Die Bundesregierung hat bei den Beratungen der 
Richtlinie über die Unterrichtung und Anhörung der 
Arbeitnehmer konstruktiv mitgearbeitet. Der Entwurf 
der Kommission der EG ist jedoch bei einigen EG- 
Staaten auf so erheblichen Widerstand gestoßen, daß 
die Beratungen vorübergehend eingestellt wurden. 
Entsprechend einem Beschluß des Ministerrats vom 
Juh 1986 werden die Verhandlungen über diese Ma- 
terie in diesem Jahr wieder aufgenommen. Dem Ver- 
nehmen nach hat es in der Kommission in der Zwi- 
schenzeit den Versuch gegeben, einen Vorschlag zu 
erarbeiten, der sich auf wenige Grundsätze der Unter- 
richtung und Anhörung von Arbeitnehmervertretern 
beschränkt. Ein solcher Richtlinienvorschlag würde 
nach Auffassung der Bundesregierung die Verwirkh- 
chungschancen für das Vorhaben wesentlich erhö- 
hen. Diese könnten weiter verbessert werden durch 
Aufklänmgs- und Überzeugungsarbeit zwischen Ge- 
werkschaften auf Gemeinschaftsebene und in bilate- 
ralen Kontakten. Hier gibt es — ähnlich wie zum 
Thema Mitbestimmung — zwischen den Gewerk- 
schaftsbewegungen einzelner Mitgliedstaaten noch 
gnmdlegende unterschiedhche Betrachtungsweisen. 

2. Unterstützt die Bundesregienmg, gegebenenfalls auf 
welche Weise, die Forderung auf Verwirklichung der 
grundlegenden Rechte der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer 

— Gewerkschaftsfreiheit, 

— Versammlimgsfreiheit, 

— Schutz der gewerkschaftlichen Interessenvertre- 
ter 

und ihre Ausweitung auf alle Unternehmen des ge- 
meinsamen Marktes? 

Aus Sicht der Bundesregierung zählt die Koalitions- 
freiheit zu den gnmdlegenden Rechten, die neben 
anderen zu den von der Gemeinschaft zu verabschie- 
denden konkreten, rechtlich verbindlich und einklag- 
baren Mindestregelungen gehören sollten. Hierzu 
wird auf die Antworten zu den Fragen I. 10 und V. 6 
verwiesen. 

Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin dafür 
einsetzen, auf Gemeinschaftsebene Regelungen zur 
Sicherung der Gewerkschaftsarbeit in allen Unter- 


nehmen zu schaffen. Sie sieht jedoch ebenso wie bei 
Fragen der Anhörung, Beteihgung und Mitbestim- 
mung von Arbeitnehmern große Schwierigkeiten, zu 
einer Einigung auf Gemeinschaftsebene zu kommen. 
Intensivere Kontakte der Sozialpartner, wie sie mit 
dem Neubeginn des sozialen Dialogs zu erwarten 
sind, könnten hier weiterhelfen und neue Impulse 
geben. 

3. Wie gedenkt die Bundesregierung die Beteüigungs- 
rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
insbesondere die Mitbestimmung und Betriebsverfas- 
sung, im Rahmen der Harmonisierung des GeseU- 
schaftsrechts zu sichern und auszubauen? 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der Harmoni- 
sierung der nationalen Gesellschaftsrechte nach wie 
vor darauf bestehen, daß die deutschen Mitbestim- 
mungsregelungen nicht eingeschränkt werden. Des- 
halb legt sie Wert darauf, daß für Richtlinien zur Har- 
monisierung von Arbeitnehmerbeteüigungsrechten 
Artikel 100 i. V. m. 100 a Abs. 2 EWG-Vertrag als 
Rechtsgrundlage mit heranzuziehen ist und somit eine 
einstimmige Beschlußfassung erforderhch ist. Auch 
ein Ausbau von national bestehenden Mitbestim- 
mungsrechten sollte dabei nicht behindert werden, 
wenngleich angesichts unterschiedlicher Verhält- 
nisse in den Mitgliedstaaten nicht davon ausgegan- 
gen werden kann, daß andere Mitgliedstaaten deut- 
sche Mitbestimmungsregelungen übernehmen wer- 
den. Solange die erwünschte Harmonisierung der Be- 
teiligungsrechte im Betrieb (vgl. Frage VII. 1) noch 
nicht erreicht ist, tritt die Bundesregierung dafür ein, 
daß in den Instrumenten zur Harmonisierung der Ge- 
sellschaftsrechte Beteiligungsrechte der betrieblichen 
Arbeitnehmervertreter abgesichert werden. 

4. Welche VorsteUimgen verfolgt die Bundesregierung 
hinsichtlich der Mitwirkungsmöghchkeiten der Ver- 
braucherinnen und Verbraucher auf dem Gebiet der 
europäischen Normung und anderer technischer oder 
wirtschaftlicher Regelwerke, und welche Haltung 
vertritt die Bundesregierung zur Forderung der Ar- 
beitnehmerorganisationen auf institutionelle Beteüi- 
gung an den europäischen Normeninstanzen CEN/ 
CENELEC? 

Die Bundesregierung hält eine stärkere Beteiligung 
der Verbraucher an der Normung — insbesondere 
auch an der europäischen Normung, die im Zuge der 
„Neuen Konzeption auf dem Gebiet der technischen 
Harmonisierung und der Normung" zunehmend an 
Bedeutung gewinnt — für wünschenswert. Sie be- 
grüßt deshalb die während der deutschen Präsident- 
schaft verabschiedete Entschheßung des Rates vom 
7. Juni 1988. 

Ansatzpunkt für entsprechende Initiativen muß die 
nationale Normungsarbeit sein. Das ergibt sich 
zwangsläufig aus der Struktur der europäischen (und 
auch der internationalen) Normungsorganisationen, 
deren Arbeitsausschüsse sich aus Vertretern der je- 
weiligen nationalen Normungsinstitute zusammen- 
setzen (Delegationsprinzip). 

Es muß deshalb bei nationalen Normungsvorhaben 
dafür gesorgt werden, daß die Verbraucherinteressen 
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gebührend Eingang in die Meinungsbildung der na- 
tionalen Delegationen finden. Günstige Vorausset- 
zungen dafür bietet in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ein für diese spezifischen Aufgaben geschaffener 
Ausschuß, der Verbraucherrat beim DIN, der von der 
Bundesregierung finanziell gefördert wird und mit 
dem gute Erfahrungen gemacht worden sind. 

Eine unmittelbare Beteiligung der interessierten 
Kreise, zu denen selbstverständlich auch die Verbrau- 
cher zählen, an der europäischen Normung, d. h. nicht 
im Rahmen der jeweiligen nationalen Delegation, ist 
denkbar, wenn das Delegationsprinzip bei der euro- 
päischen Normung abgelöst wird durch das Prinzip 
der unmittelbaren Repräsentation der an der europäi- 
schen Normung interessierten Kreise in den europäi- 
schen Normungsgremien. Derartige Überlegungen 
werden bereits diskutiert, auch bei den europäischen 
Normungsorganisationen CEN/CENELEC selbst. 
Man ist aber überwiegend der Meinung, daß eine 
Änderung der europäischen Normungsstruktur in die- 
ser Richtung zum jetzigen Zeitpunkt zu früh käme. 
Dazu müßten zunächst die interessierten Kreise euro- 
päisch organisiert sein. Das jedoch ist nicht von heute 
auf morgen zu erwarten. 

Die Ratsentschließung über eine neue Konzeption auf 
dem Gebiet der technischen Harmonisierung und 
Normung vom 7. Mai 1985 überträgt der europäischen 
Nonnung wichtige Befugnisse bei der Festlegung si- 
cherheitstechnischer Anforderungen. Die Bundesre- 
gierung hält daher die Forderungen der Arbeitneh- 
mer-Organisationen, an den Entscheidungsprozessen 
der europäischen Normeninstanzen stärker beteiligt 
zu werden, für gerechtfertigt. Sie setzt sich auch beim 
Deutschen Institut für Normung, dem nationalen Mit- 
glied der europäischen Normungsorganisationen 
CEN/CENELEC, dafür ein, die Einflußmöglichkeiten 
der Sozialpartner auf die europäische Normung zu 
stärken. 


5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für 
den Schutz aller erworbenen Rechte und vertragli- 
chen Abkommen unabhängig von den Formen euro- 
päischer Untemehmenskooperation? 

Die grenzüberschreitende Untemehmenskooperation 
läßt die Existenz der beteiligten Unternehmen unbe- 
rührt. Sie tangiert folglich weder die Rechte der Ar- 
beitnehmer aus ihrem Arbeitsvertrag noch den Be- 
stand von Tarifverträgen. 


6. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung er- 
greifen, um die Rechte der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in bezug auf Einstellimg imd Entlas- 
simg bei grenzüberschreitenden Untemehmensko- 
operationen verläßlich zu sichern? 

Wie schon zur vorstehenden Frage VII. 5 ausgeführt, 
ergeben sich aus der grenzüberschreitenden Unter- 
nehmenskooperation für die arbeitsrechtliche Beur- 
teilung keine Konsequenzen. Für die Einstellxmg und 
Entlassung von Arbeitnehmern gelten daher diejeni- 
gen gesetzlichen Regelungen, die schon vor Beginn 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit anzu- 
wenden waren. Die in der Bundesrepublik Deutsch- 


land geltenden arbeitsrechtlichen Schutzvorschriften 
für dieses Rechtsgebiet werden deshalb durch die Ko- 
operation nicht berührt. 

7. Kann die Bimdesregierung Auskunft geben über die 
Bemühxmgen der EG -Kommission um Fortsetzung 
imd Intensivierung der Arbeiten für eine verstärkte 
Beteiligung der Sozialpartner im Bereich der sektora- 
len Sozial- und Wirtschaftspolitik? 

Am 12. Januar 1989 hatte die Kommission erstmals 
nach mehrjähriger Pause wieder die Spitzenvertreter 
der Sozialpartner zum sog. sozialen Dialog (Val-Du- 
chesse-Treffen) geladen. Dieses Treffen wurde von 
allen Beteiligten als erfolgreich angesehen. 

Am 21. März 1989 tagte erstmals der anläßlich des 
Treffens am 12. Januar eingesetzte Lenkungsaus- 
schuß unter Leitung der zuständigen Kommissarin Pa- 
pandreou. Dieser Lenkungsausschuß befaßte sich mit 
dem Arbeitsprogramm der ebenfalls im Januar ver- 
einbarten beiden Ad-hoc- Arbeitsgruppen „Bildung 
und Ausbildung" und „Arbeitsmarkt". Die Arbeits- 
gruppen setzen sich aus max. je 15 Vertretern der bei- 
den Seiten zusammen. 

Die Arbeitsgruppe „Bildung und Ausbildung" soll 
sich mit den Möglichkeiten zur Förderung der beruf- 
lichen Aus- und Weiterbildung in der EG befassen. 
Für die zweite Arbeitsgruppe wurden folgende The- 
men festgelegt: Vorausschauende Arbeitsmarktpoli- 
tik, Leiharbeit über die Grenzen hinweg, Arbeits- 
marktprobleme in Grenzgebieten und EG -Zusam- 
menarbeit. 

Beide Arbeitsgruppen sollen noch im Laufe dieses 
Jahres Berichte zu den Themen ausarbeiten. Der Len- 
kungsausschuß wird vermutlich wieder in der 2. Jah- 
reshälfte zusammentreten. 

Weitere aktuelle Aktivitäten zur Intensivierung des 
sozialen Dialogs sind der Bundesregierung nicht be- 
kannt. Frühere Überlegungen, generell paritätische 
Ausschüsse für Branchen und Wirtschaftssektoren 
einzurichten, die vom Rat und der Bundesregierung 
schon seinerzeit abgelehnt wurden, wurden bei den 
oben genannten Treffen nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung nicht weiterverfolgt. 

Die Bundesregierung begrüßt den im sozialen Dialog 
eingeschlagenen Weg, durch einen Lenkungsaus- 
schuß mit hochrangigen Vertretern der Sozialpartner 
die Chancen für konkrete Absprachen zu verbes- 
sern. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung die neue Initiative 
der EG -Kommission betreffend die Gründung einer 
Europäischen Aktiengesellschaft? 

Die Bundesregierung beurteilt die neue Initiative der 
EG-Kommission betreffend die Gründung einer Euro- 
päischen Aktiengesellschaft grundsätzlich positiv. Es 
wird jedoch abzuwarten sein, welche Regelungsvor- 
schläge der zu erwartende Zweite geänderte Vor- 
schlag einer EG- Verordnung über ein Statut für Euro- 
päische Aktiengesellschaften im einzelnen enthalten 
wird. 
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9. Wird die Bundesregierung die EG-Kommission bei 
ihrer Fortsetzung der Bemühungen um die Anpas- 
sung des Gesellschaftsrechts dxirch Annahme der an- 
hängigen Richtlinienvorschläge unterstützen? 

Die Bundesregierung wird die EG-Kommission bei 
der Fortsetzung ihrer Bemühungen um die Harmoni- 
sierung der nationalen Gesellschaftsrechte auch wei- 


terhin unterstützen, soweit ihr diese Harmonisierung 
erforderlich und nützlich erscheint. Sie wird dabei den 
Problemen der Mitwirkung der Arbeitnehmer in den 
Verwaltungsorganen der Unternehmen ihre beson- 
dere Aufmerksamkeit widmen. In bezug darauf, ins- 
besondere zur Frage der Rechtsgrundlage bei Rege- 
lungen von Arbeitsbeteiligungsrechten, wird auf die 
Antwort zur Frage VII. 3 verwiesen. 
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